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Vorwort
Die Errichtung des neuen Sondervermögens über 500 Mrd. € unmittelbar nach der Bundestagwahl 2025 

führte zu erregten Debatten. Heftige Kritik an Bundeskanzler Friedrich Merz wurde laut: Davon sei  

im Wahlkampf nicht die Rede gewesen, man habe doch eine andere Politik gewählt. Das ist wahr und 

die Irritation darüber verständlich. Aber es gab gute Gründe für diese Maßnahme, übrigens schon vor 

der Wahl. Die durch die zweite Trump-Präsidentschaft geänderten Umstände legten einen solchen Schritt 

erst recht nahe.

Auf vergleichsweise weniger heftige Kritik stieß bisher die gleichzeitig festgelegte Vorgabe im neuen 

Artikel 143h Grundgesetz (GG), dass die aus dem Sondervermögen vorgesehenen Klimaschutz-

Investitionen von 100 Mrd. € dem Ziel der Klimaneutralität 2045 dienen müssen. Besorgten Stimmen, 

hier sei über Nacht ein neues Klimaschutz-Staatsziel geschaffen worden, wurde versichert, das stehe 

bereits so im Klimaschutzgesetz und sei nur eine finanzwirtschaftliche Zweckbestimmung.

Ist das wirklich so?

Wir im Clean Energy Forum (CEF) waren schnell der Meinung, dass wir uns diese Frage einmal näher 

anschauen sollten. Mein Geschäftsführer-Kollege Dr. Ruprecht Brandis hat sich seinen juristischen 

Hintergrund und seine langjährige Erfahrung im Bundeswirtschaftsministerium, Bundeskanzleramt und 

bei bp zunutze gemacht, um diese neue Grundgesetz-Vorgabe nicht nur rechtlich, sondern auch in ihrem 

internationalen und europäischen Kontext zu untersuchen. Kaum ein Industriestaat ist außenwirtschaft-

lich so eng verflochten wie Deutschland, und kaum ein Industriestaat hat eine solch ambitionierte 

Klimaschutz-Gesetzgebung bis hin zur Verankerung in der Verfassung aufzuweisen. Deswegen braucht 

es den Blick auf die Rechtsfolgen dieser neuen Vorschrift hierzulande und auf ihren über Deutschland 

hinausreichenden Kontext.

Ruprechts Untersuchung bringt es auf den Punkt: Wir befinden uns in einem großen Dilemma zwischen 

einem – trotz aller Rhetorik – in der Realität kaum gebremstem Klimawandel und einer dringlicher wer-

denden weltweiten Tendenz zu einer Rechtsprechung, beim Klimaschutz besonders ehrgeizig zu sein. 

Dies vor allem in Europa und Deutschland, wo sich die Klimapolitiker als Regulierungs-Avantgarde wähnen, 

als Vorreiter und Modell für die Welt. Dabei sticht die erwähnte grundgesetzliche „Klimaneutralität 

2045“-Vorgabe hervor.

Ich frage mich seit längerer Zeit, ob das deutsche Klimaneutralitätsziel 2045 nicht überambitioniert ist, 

zumal die EU 2050 als Ziel ausgegeben hat. Es dürfte für Deutschland sehr teuer werden, vor allen anderen 

dieses Ziel erreichen zu wollen und es könnte mit weiteren Abstrichen hinsichtlich der Wettbewerbsfähig-

keit des Wirtschaftsstandortes erkauft werden. Die letzten Prozent bei einer Zielerreichung sind bekannt-

lich besonders schwer und kostspielig (Pareto-Prinzip). Ich teile aber Ruprechts Analyse und Schluss-

folgerung: Der einzige Weg aus diesem Dilemma ist eine ehrgeizige Technologie-Offensive, die wirklich mit 

allen Mitteln eine Apollo-Mission zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2045 auf den Weg und zum 

Erfolg bringt. Ergänzt werden muss dies um eine vermehrte Anrechnung von CO2-Senkungsmaßnahmen 

außerhalb Europas durch ein zertifiziertes System, wie es Art. 6 des Pariser Klimaabkommens vorsieht.

Verhehlen will ich nicht, dass ich skeptischer bin als mein sehr geschätzter Mitstreiter im CEF, ob uns das 

wirklich gelingen wird. Es sind in der Klimapolitik schon so viel Aufbrüche und so viel „Jetzt erst recht“-

Anläufe unternommen worden, denen dann doch das Eingeständnis folgte, es sei eben nur ganz gut, 

aber nicht optimal gelaufen. Die Realität der Klimapolitik der letzten Jahre war nach meinem Empfinden 



Clean Energy Forum: Klimaneutralität bis 2045 – Internationaler Kontext und Folgen für Deutschland

7

eine wachsende Disproportionalität zwischen immer ehrgeizigeren Ankündigungen und immer weiter 

zurückbleibenden realen Ergebnissen. Meine langjährige Erfahrung in Politik und energiewirtschaft

licher Unternehmensberatung sagt mir, dass dieses Muster nicht so schnell verschwinden wird, Zeiten-

wende hin oder her.

Wir müssen die „Energiewende besser machen“, wie der Titel meines im letzten Jahr erschienen Buches 

(Herder-Verlag) sagt, und dabei Technik und Wirtschaft in den Mittelpunkt stellen. Dazu gehört für 

mich auch die unbequeme Frage, ob das Ziel Klimaneutralität 2045 auch mit noch so viel Technologie-

Wandel wirklich zu schaffen ist. Diese Frage zu stellen, ist kein Beleg für Klimawandel-Leugnung, sondern 

der Ausdruck meiner Sorge, ob wir uns nicht verrennen und am Ende durch Überehrgeiz die Akzeptanz 

in der Bevölkerung und der Wirtschaft für die Energiewende verlieren. Die EU verlangt Klimaneutrali-

tät erst im Jahr 2050, diese fünf Jahre sind kein kleiner, sondern ein großer Unterschied. Immerhin 

hat das Bundesverfassungsgericht in seinem wegweisenden Klima-Beschluss vom 24. März 2021 das 

Zieljahr 2045 nicht gefordert.

Es gehört für mich zum Charakter unseres Clean Energy Forum, solche Gedanken auch einer Impuls-Studie 

voranzustellen, die das Zieljahr 2045 nicht in Frage stellt, wohl aber die klaffende Lücke zwischen den 

rechtlichen und politischen Vorgaben einerseits und der davon offenbar immer stärker abweichenden 

Realität andererseits beleuchtet. Dazu zählt für mich auch die Frage, ob sich die Gerichte nicht über-

heben, wenn sie sich – mit guter Intention – immer mehr in die Rolle eines Schiedsrichters in klimapoli-

tischen Fragen drängen lassen.

Damit will ich es den Leserinnen und Lesern dieser Untersuchung überlassen, sich selbst ein Bild zu 

machen. Ich wünsche Ihnen bei der Lektüre viel Vergnügen und vielleicht neue Einsichten. Wir freuen 

uns über Zuspruch und Kritik gleichermaßen.

Berlin, im August 2025

Dr. Friedbert Pflüger

Gründer und Geschäftsführer des Clean Energy Forum (CEF)
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Abstract
•	 Der Klimawandel und die weltweite Klimadiskussion drohen einen Verlauf zu nehmen, auf den 

die EU und Deutschland keine Antwort haben. Die globale Durchschnittstemperatur steigt 

kontinuierlich, die zunehmende Zahl an Klimaschutz-Gerichtsurteilen und ambitionierte Klima-

regulierungen ändern nichts am 80 %-igen fossilen Anteil am weltweiten Energiemix.

•	 Während die Welt sich auf die Überschreitung des 1,5 – 2 Grad-Temperaturgrenzwertes einstellt, 

halten die EU und Deutschland mit aller Kraft an einer Politik fest, die das verhindern soll. Vor-

läufiger Höhepunkt ist das jetzt im Grundgesetz verankerte Ziel, die Klimaschutz-Investitionen 

aus dem neuen Sondervermögen an das Ziel Klimaneutralität bis 2045 zu binden. Aber was 

geschieht, wenn Deutschland alles Erforderliche zur Einhaltung der 1,5 – 2 Grad-Schwellen tut, 

sie aber dennoch – wie global absehbar ist – überschritten werden?

•	 Deutschland schlägt mit seiner ambitionierten und strikten Klimapolitik einen Weg ein, der sich von 

den meisten anderen Staaten unterscheidet. Er kann nur erfolgreich sein, wenn er mit einer um-

fassenden, marktwirtschaftlich orientierten Technologie-Offensive in allen Bereichen beschritten 

wird. Sonst drohen Entwicklungen, auf die die Politik keinen Einfluss hätte, wie Gerichtsurteile 

pro Klimaschutz und / oder Zwangsmaßnahmen zur Unterbindung klimaschädlichen Verhaltens.
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Executive Summary
•	 Klimawandel und Klimaschutz-Regulierung drohen zunehmend auseinander zu laufen. Die Ein-

haltung der Temperaturgrenzen aus dem Pariser Klima-Abkommen ist trotz aller gegenteiligen 

Bemühungen äußerst fraglich: Die Einhaltung der 1,5 Grad-Schwelle ist aussichtslos und die der 

2 Grad-Grenze ziemlich unwahrscheinlich. Gleichzeitig gewinnt die internationale, europäische 

und nationale Klimaschutz-Rechtsprechung an Gewicht, die Regierungen und Unternehmen zur 

Ergreifung signifikanter Klimaschutz-Maßnahmen verpflichten. Niemand hat eine Antwort darauf, 

wie diese sich öffnende Schere wieder geschlossen werden kann. Insbesondere ist völlig unklar, 

wie mit einem Szenario umgegangen werden soll, in dem alle Maßnahmen zur Erhaltung der 

1,5 – 2 Grad-Grenzen getroffen werden, diese aber dennoch überschritten werden, weil die Tempe-

raturentwicklung einen negativen Verlauf nimmt oder andere Staaten weniger ambitioniert agieren.

•	 Dieses Dilemma gilt ebenso mit Blick auf das ambitionierte regulatorische Gerüst, das die EU und 

Deutschland zur Erreichung der Klimaneutralität geschaffen haben und fortlaufend weiterent

wickeln. Vorläufiger Höhepunkt ist die neue Grundgesetz-Vorgabe, die Klimaschutz-Investitionen 

aus dem neuen Sondervermögen am Ziel der Klimaneutralität bis 2045 zu orientieren.

•	 Es ist mit Blick auf die internationale Klimaschutzpolitik unrealistisch, über wenige Staaten hinaus 

die Weltgemeinschaft zu einem ähnlich ambitionierten Weg zu bewegen. Wahrscheinlicher ist, 

dass sich die Weltgemeinschaft überwiegend darauf einstellt, dass die 1,5 – 2 Grad-Schwellen 

überschritten werden, als dass sie Schritte unternimmt, dies zu verhindern. Kann Deutschland 

sich wegen seiner hohen außenwirtschaftlichen Abhängigkeit und sonstigen internationalen Ver-

flechtung einem solchen Trend entziehen?

•	 Die Klimaschutz-Rechtslage in Deutschland sowie die politische und juristische Klimaschutz-

Diskussion werden von der Vorstellung beherrscht, dass die   Begrenzung des Temperaturanstiegs 

auf 1,5 – 2 Grad bis zur Jahrhundertmitte unter allen Umständen erfüllt werden muss und dass 

Deutschland auch im Alleingang etwas zur Zielerreichung bewirken kann. Die Zeichen stehen auf 

verfassungsrechtliche und höchstrichterliche Festigung dieses Kurses, unabhängig davon, ob 

die notwendigen Technologie- und Verhaltensänderungen gelingen. Die Rechtsverbindlichkeit der 

Klimaziele hat Vorrang vor der Frage, ob sie erreichbar und international kompatibel sind.

•	 Für die Klimaschutz-Investitionen aus dem neuen Sondervermögen gilt jetzt gem. Art. 143h Grund-

gesetz, dass sie der Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 dienen müssen. Diese Ziel-

verankerung im Verfassungstext in Verbindung mit Art. 20a Grundgesetz und dem Klimabeschluss 

des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021 führen voraussichtlich zu einer Lage, in der 

eine politische Zielsetzung (wie in der einfachen Gesetzgebung im Klimaschutzgesetz normiert) 

zu einer verfassungsrechtlichen de facto-Bindung des Gesetzgebers wird. Daran ändert nichts, 

dass die Vorgabe Klimaneutralität bis 2045 nicht als allgemeines Staatsziel formuliert wurde.  

 

Darüber hinaus werden von dieser nationalen Richtungsentscheidung über den reinen Klimaschutz 

hinaus alle weiteren staatlichen und sogar auch private Investitionen erfasst. Es wäre widersprüch-

lich, Klimaschutz-Investitionen aus dem Sondervermögen an Klimaneutralität bis 2045 zu orien-

tieren, das übrige Sondervermögen aber nicht. Denn Deutschland soll doch insgesamt bis 2045 

klimaneutral werden. Deswegen liegt es nahe, private Investitionen ebenso an dieses Ziel zu binden.  
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Denn es gilt verfassungsrechtlich: Das noch bis 2045 mögliche Volumen an nationalen Treib-

hausgas-Emissionen ist begrenzt. Das Konzept des Treibhausgas-Budgets hat jetzt seinen 

grundgesetzlichen Segen, ohne dass damit etwas zur genauen Höhe dieses Budgets gesagt ist.

•	 Dieser mit der neuen „Klimaneutralität 2045“-Vorgabe befestigte rechtliche Rahmen führt aktuell 

zu vier Schlussfolgerungen:

1.	 Es müssen alle staatlichen und privaten Hebel in Bewegung gesetzt werden, um Deutschland 

bis 2045 klimaneutral zu machen, unabhängig von der internationalen Entwicklung. Um dieses 

Ziel erreichen zu können, muss es einen ambitionierten Schub an technologischem Wandel 

und dadurch ausgelösten Verhaltensänderungen geben. Dieser Prozess muss von der Politik 

koordiniert werden, die vor allem für seine gesellschaftliche Akzeptanz zu sorgen hat. Sie ist 

angesichts des zunehmenden Populismus gegen Klimaschutz die größte Hürde. Effizienter 

und sozialverträglicher Klimaschutz müssen besondere Priorität haben.

2.	 Wird dieser notwendige Wandel nicht politisch gestaltet, ist es wahrscheinlich, dass er von den 

Gerichten erzwungen wird. Gerichte sind nur an das Recht gebunden, nicht aber an politische, 

wirtschaftliche und gesellschaftliche Erwägungen. Schon jetzt ist absehbar, dass Staat und 

Unternehmen eine Vielzahl von Klima-Klagen erwartet, mit denen Klimaziele ohne Rücksicht 

auf derartige Aspekte durchgesetzt werden sollen.

3.	 Der Gesetzgeber hat angesichts dieser Rechtslage nur eingeschränkte Spielräume zu poli-

tischen Entscheidungen vor dem Hintergrund von Veränderungen in den globalen Priori-

täten, zur Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft unter neuen 

Rahmenbedingungen oder um die gesellschaftliche Akzeptanz für den Weg zur Klimaneutra-

lität zu gewährleisten.

4.	 Wird Klimaneutralität bis 2045 nicht oder nur teilweise erreicht, stellt sich die Frage nach 

Zwangsmitteln, die eigentlich niemand will, aber nach den jetzt bestehenden rechtlichen Vor-

gaben unausweichlich wären.

•	 Von diesen vier Schlussfolgerungen ist nur die politisch gesteuerte umfassende Technologie-

Offensive akzeptabel. Sie ist die einzig mögliche Antwort auf die bestehende Rechtslage, in 

Verbindung mit besonderen Anstrengungen zu internationaler Klimaschutz-Kooperation. Diese 

Offensive muss ganz einfach „bold“, sein wie die Angelsachsen sagen würden, und marktwirtschaft-

lich orientiert. Über die Setzung der richtigen Rahmenbedingungen und Anreize hinaus würde es 

den Staat überfordern, in der Klimapolitik alles selbst in die Hand zu nehmen. Gelingt diese am-

bitionierte Technologie-Offensive nicht, droht das Dilemma der nur teilweisen Erfüllung rechtlich 

verbindlicher Klimaziele mit der Folge kaum zu befriedender gesellschaftlicher Konflikte.  

 

Klimaneutralität als politisch-gesellschaftliche Gesamtaufgabe kann nicht hauptsächlich durch 

die Gerichte herbeigeführt werden. Der Gesetzgeber darf beim Klimaschutz nicht zum Quasi-

Notar werden, der nur noch die Umsetzung von Gerichtsurteilen beglaubigt. Die Verlagerung von 
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politischen und unternehmerischen Entscheidungen in die Gerichtsbarkeit kann in Einzelfällen 

eine Lösung sein, darf aber nicht zum Dauerzustand werden. Politik und Wirtschaft dürfen diese 

Fragen nicht an die Justiz delegieren oder sie ihr einfach überlassen.  

 

Die schon jetzt durch das Grundgesetz und das Bundesverfassungsgericht bewirkte Einengung 

des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums ist ohnehin bedenklich. In einer parlamentarischen 

Demokratie muss der Gesetzgeber über einen politischen Ermessensspielraum verfügen, der seiner 

Aufgabe entspricht, als Repräsentant der Bevölkerung zu agieren.  

 

Ebenso wenig werden Zwangsmittel eine tragfähige Lösung sein. Sie können in sachlich und zeit-

lich begrenzten Situationen nicht zu vermeiden sein, sind aber darüber hinaus politisch und ge-

sellschaftlich nicht akzeptabel. Sie wären das perfekte Rezept für einen populistischen Aufstand.

Im Einzelnen
Diese Studie betrachtet die neue Vorgabe in Art. 143h Grundgesetz (GG), wonach die Klimaschutz-Investi-

tionen aus dem neuen Sondervermögen der Klimaneutralität bis 2045 dienen müssen, aus fünf Blickwinkeln:

1.	 Der Verlauf der Temperaturentwicklung

2.	 Die internationale Klimadiplomatie

3.	 Klimapolitische Ambition der EU

4.	 Die weltweit zunehmende Zahl an Klimaschutz-Klagen und Gerichtsurteilen

5.	 Kontext und Bedeutung der „Klimaneutralität 2045“-Vorgabe in Art. 143h GG

Deutschland bis zum Jahr 2045 klimaneutral zu machen, kann nicht nur unter dem nationalen Blick-

winkel betrachtet werden. Dieses Ziel steht in einem internationalen und europäischen Kontext, von dem 

Deutschland nur ein Teil ist und der erst dazu geführt hat, dass diese Vorgabe in das Grundgesetz auf-

genommen wurde. Dieser Zusammenhang muss berücksichtigt werden.
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I. �Entwicklung der globalen Durchschnitts
temperatur

Der Klimawandel hält an, die 1,5 – 2 Grad-Schwellen werden überschritten

Der Klimawandel schreitet voran. Die globale Durchschnittstemperatur ist seit Beginn der Industrialisie-

rung um 1,5 Grad Celsius gestiegen. Die nach dem Pariser Klima-Abkommen idealerweise einzuhaltende 

Temperaturgrenze ist damit erreicht.1

Abb.1 Globale Temperaturentwicklung

1  Siehe Copernicus: Global Climate Highlights 2024

Quelle: Copernicus – Global Climate Highlights 2024
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Es ist unwahrscheinlich und praktisch unmöglich, dass weltweit so schnell und so umfassend Maßnahmen 

getroffen werden, dass es beim Zuwachs auf 1,5 Grad bleibt. Der von der Trump-Administration be-

schlossene Ausstieg der USA aus der Pariser Vereinbarung sowie der zunehmende Einfluss geopolitischer 

Machtkonflikte auf die UN-Klimaverhandlungen machen dies unwahrscheinlich. Hinzu kommt, dass die 

amerikanische Regierung mit der Unterstützung des US-Kongresses die Energie- und Klima-Agenda der 

Biden-Administration zurückdreht. Insgesamt ist offensichtlich: Das 1,5 Grad-Ziel wird verfehlt.

Jetzt geht es darum, ob die in Paris vereinbarte maximale Erhöhung von 2 Grad Celsius eingehalten werden 

kann. Dafür spricht nicht viel. Der renommierte Klimaforscher Mojib Latif hat in den vergangenen Monaten 

mehrfach erklärt, er halte die Erreichung sowohl der 1,5 Grad- als auch der 2 Grad-Schwelle für unmög-

lich, so wird er u. a. zitiert mit der Bemerkung: „Wir haben das 1,5-Grad-Ziel de facto schon gerissen. 

Wir werden es nicht mal schaffen, die Erderwärmung unter zwei Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit 

zu halten.“2 Unter den gegenwärtigen Bedingungen bewegt sich die Welt auf einem Pfad, der bis zum Ende 

des Jahrhunderts zu einem Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur führen dürfte, der eher bei 

3 als bei 2 Grad liegt.3 Der durch die bisherigen Maßnahmen bestimmte Temperaturpfad bewegt sich im 

besten Fall auf eine Erhöhung der Durchschnittstemperatur um 2,5 Grad zu.4

2  Mojib Latif, zitiert von Tagesschau online, 24. November 2024

3  Siehe UNEP Emissions Gap Report 2023

4 � SRU (Sachverständigenrat für Umweltfragen) – „Wo stehen wir beim CO2-Budget? Eine Aktualisierung“ – Stellungnahme in der 

korrigierten Fassung vom Oktober 2024, S. 7
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II. Stand der internationalen Klimadiplomatie

1. Geschwächter UN-Klimaverhandlungsprozess

Der geschwächte UN-Klimaverhandlungsprozess wird in den nächsten Jahren nicht in der Lage sein, 

diesen Trend umzukehren. Zwar konnten sich mit China und der EU der größte und der viertgrößte 

Treibhausgas-Emittent5 am 24. Juli 2025 darauf verständigen, die gemeinsamen Anstrengungen zur 

Eindämmung des Klimawandels fortzusetzen.6 Das ist mit Blick auf die COP30-Klimakonferenz im bra-

silianischem Belém im November 2025 ein positives Signal. Dennoch wiegt der von Präsident Trump 

erklärte Ausstieg der USA aus dem Pariser Klimaschutz-Abkommen vom Dezember 2015 schwerer. 

Dadurch droht den UN-Klimaverhandlungen ein Bedeutungsverlust, die ohnehin schon vor der amerika-

nischen Kündigung nicht mehr richtig funktionierten. Dies sind inzwischen Großveranstaltungen mit 

50.000 und mehr Teilnehmern, die CO2-intensiv in Flugzeugen und Privatjets anreisen. Der Vorsitz der 

vorletzten, letzten und nächsten Klimakonferenz liegt bei Staaten mit massiven Öl- und Gasinteressen. 

Zunehmend macht sich in destruktiver Weise der Einfluss von Großmachtpolitik bemerkbar. China mag 

sich mit der EU einig sein, den Klimaschutz weiter voranzubringen. Aber dieser Konsens entsprang mehr 

dem Wunsch, anlässlich des 50-jährigen Jubiläums der Aufnahme europäisch-chinesischer diplomatischer 

Beziehungen irgendetwas an Gemeinsamkeit zu dokumentieren, als dem Wunsch, eine geopolitische 

Wende zu Gunsten von mehr Klimaschutz herbeizuführen. Chinas Fokus liegt auf der Supermacht-

Rivalität mit den USA, die aggressiv eine neue globale fossile Energie-Dominanz und damit kurzfristige 

Vorteile im Ringen mit China anstreben.

2. �Neue geopolitische und weltwirtschaftliche Rahmen
bedingungen

Die Schwächung der UN-Klimadiplomatie ist Folge fundamental gewandelter politischer und wirtschaft-

licher Rahmenbedingungen. Geopolitische Machtkämpfe und geoökonomische Verschiebungen von 

tektonischem Ausmaß prägen das Bild. Protektionismus, „First“-Denken der führenden Wirtschaftsmächte, 

drohende Finanzmarkt-Krisen mit unabsehbaren Folgen und der schnell zunehmende Einfluss künst-

licher Intelligenz (und der dadurch ausgelöste erhöhte Energiebedarf) sind die treibenden Kräfte.

Der Klimaschutz gehört nicht dazu. Er ist in der globalen Agenda nach unten gerutscht, ähnlich wie in 

der Finanzkrise 2008 / 2009. Gravierender ist dieses Mal, dass die nachlassende internationale Priorität 

des Klimaschutzes politische Gründe hat, in der Finanzkrise waren es wirtschaftliche, weil die begrenzten 

Ressourcen für Rettungsmaßnahmen eingesetzt werden mussten. Die heutige US-Administration lehnt 

5  Siehe zum Ranking der Treibhausgas-Emissionen nach Ländern: Infografik des EU-Parlaments (europarl.europa.eu)

6  European Council EU Press Release 24 July 2025 on the 25th EU-China summit
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Klimaschutz nicht nur ab, sie bekämpft ihn. Die USA, Russland und andere führende Öl- und Erdgas-

Staaten wollen ihre auf fossilen Energien beruhende Macht bewahren. Damit dürfte die internationale 

Klimadiplomatie vorerst zu einem inhaltlichen Stillstand gelangen.

Überdies gibt es keine globale Energiewende zu weniger CO2-Emissionen, sondern eine – wie es der 

amerikanische Energie-Experte Daniel Yergin nennt – „Energie-Addition“.7 Der weltweite Ausbau der 

erneuerbaren Energien kommt zwar gut voran, insbesondere gilt dies für das alle Erwartungen über-

treffende Wachstum der Solarenergie.8 Aber der globale Energiemix beträgt konstant 80 % zu 20 % 

erneuerbare Energien, weil die Nachfrage nach Kohle, Öl und Gas weiter steigt. Weltweit kommt die 

Defossilisierung auch angesichts der wachsenden Energienachfrage der Entwicklungs- und Schwellen-

länder nicht voran. Die USA setzen wieder vermehrt auf fossile Energien und streben damit an, andere 

von sich abhängiger zu machen, nicht zuletzt die EU.

7  Daniel Yergin: „The Troubled Energy Transition“ (veröffentlicht 25. Februar 2025), siehe Foreign Affairs – Ausgabe March / April 2025

8  The Economist, 20. Juni 2024
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III. Klimapolitische Ambition der EU
Die europäische ist wie die deutsche Klimaschutz-Agenda weiterhin darauf angelegt, dass das 1,5 Grad-

Ziel des Pariser Klima-Abkommens unbedingt einzuhalten ist. Die EU und gerade ihr größter Mitglied-

staat Deutschland wie auch die Mehrheit der EU-Staaten und im Europäischen Parlament halten unbe-

irrt an ihren Klimazielen fest. Brüssel steht unverändert zum EU-Klimagesetz, mit dem bis zum Jahr 2050 

Klimaneutralität erreicht werden soll. Ungeachtet der Bereitschaft zur bürokratischen Flexibilisierung 

und zum Abbau von Inkonsistenzen und Übertreibungen im Green Deal will die EU-Kommission nicht an 

den vielfältigen Regulierungen zur Umsetzung des Green Deals rütteln. 

Damit das 1,5 Grad-Ziel erreicht werden kann, ist Klimaneutralität bis zur Jahrhundertmitte entscheidend.9 

Allerdings hat das Pariser Klima-Abkommen das 1,5 Grad-Ziel als Ideal-Ziel formuliert und Spielraum 

für eine höhere Zielmarke gelassen, solange „der Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich 

unter 2 Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau gehalten wird“.10 Hätte die EU sich am Pariser 

Wortlaut orientiert, wäre eine Festlegung auf das Jahr 2050 als Ziel der Klimaneutralität nicht zwingend 

gewesen. In seinen „Headline Statements“ zu seinem Sonderbericht betreffend das 1,5 Grad-Ziel erklärt 

der IPPC, das 2 Grad-Ziel würde Klimaneutralität erst im Jahr 2070 erforderlich machen.11 Deutlich unter 

der 2 Grad-Grenze, wie das Pariser Klima-Abkommen bestimmt, würde also Klimaneutralität zu einem 

Zeitpunkt zwischen 2050 und 2070 notwendig machen. Man könnte beispielsweise das Jahr 2060 vor-

sehen, ohne die Pariser Vereinbarung zu verletzen. Die EU hat sich jedoch für das Jahr 2050 entschieden 

und wiederholt bekräftigt. Bei der Klimakonferenz COP28 in Dubai haben sich zudem zwölf EU-

Mitgliedsländer (darunter Deutschland) der von 74 Staaten verabschiedeten Coalition for High Ambition 

Multilevel Partnerships (CHAMP) angeschlossen, die gemeinsame Anstrengungen unternehmen will, 

das 1,5 Grad-Ziel zu erreichen.12

Ausgeblendet wurde außerdem, ob die restliche Welt mit einem vergleichbaren regulatorischen Ehrgeiz 

dasselbe Ziel verfolgt und wie die EU und vor allem Deutschland den gleichen Willen zeigt, ebenso 

entschlossen zu handeln. Diese Frage ist deswegen wichtig, weil auf die EU nur 6 % und auf Deutschland 

lediglich 1,3 % der globalen THG-Emissionen entfallen.13 Damit entfallen 94 % der globalen Treibhaus-

gas-Emissionen auf Staaten, die dem Klimaschutz überwiegend eine andere Priorität einräumen. Es sollte 

der EU zu denken geben, wenn jemand wie der ehemalige britische Premierminister Tony Blair sagt, 

die Politik zur Erreichung der Klimaneutralität sei gescheitert.14

9 � IPCC „Headline Statements from the Summary for Policymakers“ zu dem IPCC Special Report on the impacts of global warming of 1.5° C 

above pre-industrial levels

10  Art. 2 Abs. 1 a) Pariser Klima-Abkommen

11 � IPCC „Headline Statements from the Summary for Policymakers“ zu dem IPCC Special Report on the impacts of global warming of 

1.5° C above pre-industrial levels

12 � Declaration „Coalition for High Ambition Multilevel Partnerships (CHAMP)“, verabschiedet auf der COP30 in Dubai  

(30. November – 13. Dezember 2023)

13 � Infografik des Europäischen Parlaments: Treibhausgasemissionen nach Ländern und Sektoren gem. letzter Aktualisierung vom  

3. März 2025

14 � Der ehemalige britische Premierminister Tony Blair, in dessen Regierungszeit Großbritannien das Klima-Abkommen von Kyoto 

verhandelt hat und der alles andere als ein Klimawandel-Leugner ist, erwartet ein Scheitern der aktuellen auf Klimaneutralität aus-

gerichteten Politik (siehe BBC online 29. April 2025: „Tony Blair says current net zero push ‚doomed to fail‘“)
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Obwohl eine Vielzahl von anderen Staaten ebenfalls ehrgeizige Klimaziele verfolgen, kann nicht von einer 

global vergleichbaren Klimaschutz-Ambition gesprochen worden. Das gilt insbesondere für die Welt- und 

Großmächte USA, Russland, China und Indien, auf die zusammen die Hälfte der globalen THG-Emissionen 

entfällt.15 Zwar verfolgt China nicht zuletzt mit energischen Investitionen in Grünstrom und Atomenergie 

sein offizielles Ziel, bis 2060 klimaneutral zu werden, und auch Indien strebt Klimaneutralität an, allerdings 

erst 2070.16 Aber die USA unter der Trump-Administration und Russland sind weit davon entfernt, Klima-

neutralität zu priorisieren, im Gegenteil: Sie sehen in diesem Ziel einen Angriff auf ihre Weltmacht-Stellung. 

Die Europäer haben nicht die Macht, den Rest der Welt und insbesondere die genannten Welt- und Groß-

mächte von einer Umkehr in Richtung Klimaneutralität bis zur Jahrhundertmitte zu überzeugen. Der letzte 

Beweis dafür wurde am 27. Juli 2025 bei der Zoll-Grundsatzvereinbarung zwischen der EU und den USA 

erbracht. Darin hat die EU ihre grundsätzliche Bereitschaft zu Energie-Importen aus den USA innerhalb 

von drei Jahren im Umfang von 750 Mrd. US $ erklärt. Das könnte konkret eine Verdopplung, wenn nicht 

Verdrei- oder Vervierfachung der bisherigen LNG-Importe aus den USA bedeuten.17 Die Zeichen stehen 

auf die Erhöhung fossiler EU-Energieimporte aus den USA, was ihr Ziel der Klimaneutralität unterläuft.

Völlig unklar auf dem Weg zur europäischen Klimaneutralität ist zudem, wie die EU ihre zunehmenden 

digitalen und technologischen Abhängigkeiten von den USA und China reduzieren kann. Die EU ist trotz 

ihrer Wirtschaftskraft machtpolitisch nicht in der Lage, sich gegenüber den USA und China zu behaupten, 

geschweige denn eine eigene Agenda durchzusetzen. Das gilt auch für ihre Klimaschutz-Vorstellungen, 

insbesondere die Idee, die EU zu einem Klimaschutz-Vorbild für die übrige Welt zu machen. Damit stellt 

sich die Frage, wie die EU und Deutschland darauf reagieren sollten, dass die übrige Staatengemein-

schaft und insbesondere die führenden Mächte Klimaschutz und Klimaneutralität in ihrem Prioritäten-

Setting anders gewichten.

Es ist bemerkenswert, dass in der EU und Deutschland eine Diskussion dazu kaum stattfindet. Dabei ist 

doch in jüngster Zeit im Zuge der Zeitenwende die schmerzhafte Erfahrung gemacht worden, wozu 

zentrale geo- und energiepolitische Fehleinschätzungen führen, weil man in der Vergangenheit bereits 

gut erkennbare Entwicklungen nicht wahrhaben wollte.

15  Infografik des Europäischen Parlaments (Fn 7)

16  Information des European Union External Action Service (www.eeas.europa.eu) vom 23. Oktober 2020

17 � Deutschlandfunk 28. Juli 2025 unter Zitierung von Constantin Zerger, Leiter Energie und Klimaschutz der Deutschen Umwelthilfe (DUH)
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IV. �Weltweit zunehmende Zahl an 
Klimaschutz-Klagen und -Urteilen

Ein weiterer, immer wichtiger werdender Faktor in der internationalen und europäischen Klimapolitik 

sind Gerichtsentscheidungen, die die internationale Gemeinschaft, Staaten und Unternehmen zu mehr 

Klimaschutz verpflichten. Klimaschutz-Klagen werden seit dem Pariser Klima-Abkommen von 2015 als 

strategisches Instrument eingesetzt. Die Zahl der Klimaschutz-Klagen nimmt zu, weil der Politik nicht 

zugetraut wird, die von Regierungen beschlossenen rechtsverbindlichen Klimaziele in ausreichendem 

Maße umzusetzen.18 Damit steht der Trend zur verschärften Klimaschutz-Rechtsprechung in diametralem 

Gegensatz zur Schwächung der internationalen Klimadiplomatie.

1. �Seit Mitte der 2000er Jahre Zunahme der Klimaschutz-
Gerichtsfälle

Wurden weltweit im Jahr 2015, dem Jahr der Verabschiedung des Pariser Klimaschutz-Abkommens, noch 

120 derartige Klagen erhoben, waren es 2021 bereits 300, im letzten Jahr knapp 230.19 In den ver-

gangenen zehn Jahren hat es also eine Verdopplung der jährlichen Zahl an Klimaschutz-Klagen gegeben.

Abb.2 Globale Entwicklung der Klimaschutz-Klagen

18  Siehe dazu das Buch von Roda Verheyen „Wir allen haben ein Recht auf Zukunft“ (dtv 2023)

19  LSE Grantham Research Institute on Climate Change and the Environment: „Global trends in climate change litigation: 2025 snapshot“

Quelle: LSE Grantham Research Institute on Climate Change and the Environment: „Global trends in climate change litigation: 2025 snapshot“

Zwischen 1986 und 2024, vor allem seit den 2000er Jahren sind fast 3.000 Klimaschutz-Fälle anhängig 

gemacht worden, davon knapp zwei Drittel in den und gut ein Drittel außerhalb der USA. Deutschland 

nimmt unter den übrigen Ländern einen Mittelplatz ein.
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Abb.3 Top 10-Staaten bei Klimaschutz-Gerichtsverfahren

20  LSE a. a. O.

21  LSE a. a. O.

22  International Court of Justice – Press Release 23 July 2023 (No. 2025 / 36)

23  Inter-American Court of Human Rights (IACtHR) – Advisory Opinion 32 of 2025

24  International Tribunal on the Law of the Sea, Advisory Opinion of 21 May 2024 (List of cases: No. 31)

Quelle: Grafik erstellt von Yannick-Alexander Schwendig (BASF)
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Ein Großteil dieser Klagen (80 %) richten sich gegen Regierungen, der Rest gegen Unternehmen.20 Insge-

samt 80 % aller Klagen werden vom LSE Grantham Research Institute, das diese Entwicklung regelmäßig 

verfolgt, als strategisch eingestuft.21 Berücksichtigt man, dass der Schwerpunkt der Fälle Regierungen 

betrifft, folgt daraus, dass Klimaschutz-Klagen weltweit überwiegend darauf angelegt sind, Regierungen 

zu mehr Klimaschutz zu verpflichten. An dieser Einschätzung ändert nichts, dass zwei Drittel aller Klima-

Klagen in den USA erhoben wurden. Die USA haben eine starke Tradition, gesellschaftliche Konflikte auf 

dem Gerichtsweg auszutragen (Anti-Diskriminierung, Einfluss der Tabak-Lobby als bekannte Beispiele). 

Der Trend außerhalb der USA nimmt beim Klimaschutz jedoch eine gleiche Richtung.

In die Betrachtung dieser Entwicklung sollten Entscheidungen und Gutachten höchster internationaler 

Gerichte einbezogen werden. Zum einen wirkt sich internationales Klimaschutzrecht auf die Klima-

Rechtsprechung vieler nationaler Gerichte aus, und zum anderem beeinflusst sie die Klimaschutzpolitik 

in vielen Staaten. Dies gilt insbesondere für Deutschland.

Große Aufmerksamkeit hat das am 23. Juli 2025 ergangene Gutachten des Internationalen Gerichts-

hofes (IGH) in Den Haag erlangt, das von den Staaten mehr Einsatz gegen den Klimawandel verlangt 

und diese Verpflichtung aus den Menschenrechten ableitet.22 Auf dieser Linie lag die kurz zuvor er-

gangene „Advisory Opinion“ des Inter-American Court of Human Rights (IACtHR), wonach sich aus den 

Menschenrechten Handlungsverpflichtungen der teilnehmen Staaten ableiten, den Klimawandel zu 

bekämpfen.23 Ein Jahr vorher entschied das International Tribunal on the Law of the Sea, dass die Staaten 

verpflichtet sind, Treibhausgas-Emissionen aus maritimen Quellen zu reduzieren und zu verhindern.24



Clean Energy Forum: Klimaneutralität bis 2045 – Internationaler Kontext und Folgen für Deutschland

20

2. Entwicklung in Europa

In Europa hat wiederum der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) im April 2024 Schlag-

zeilen mit seiner Entscheidung gemacht, wonach die Schweiz die Europäische Menschenrechtskonvention 

verletzt habe, weil sie keine ausreichenden Maßnahmen ergriffen hat, um die Auswirkungen des Klima-

wandels abzumildern.25 Die Klimaschutz-Maßnahmen der Schweiz würden mehr Treibhausgas-Emissionen 

ermöglichen, als das auf die Schweiz entfallende Treibhausgas-Budget zulasse.26 Ähnlich hatte das 

Oberste Gericht der Niederlande bereits 2019 ebenfalls unter Bezug auf die Menschenrechte im be-

kannten Urgenda-Urteil entschieden, dass der niederländische Staat zu wenig gegen den Klimawandel 

unternommen hat, und deswegen das nationale Klimaziel für 2020 verschärft.27

Geht es um Klimaschutz-Klagen gegen Unternehmen, sind zwei Fälle in der EU auf besonderes Interesse 

gestoßen. Zum einen geht es um die Klage des niederländischen NGO Milieudefensie, mit der Shell ver-

pflichtet werden soll, die CO2-Emissionen schneller zu senken als ursprünglich geplant.28 Zum anderen 

hat ein peruanischer Bergbauer RWE auf die Erstattung der Kosten für Schutzmaßnahmen gegen eine 

ihn bedrohende Gletscherschmelze verklagt, die durch von RWE erzeugte CO2-Emissionen bewirkt sein 

soll. Die Klage gegen Shell ist noch nicht entschieden, und die Klage gegen RWE wurde vom Oberlandes-

gericht Hamm abgewiesen.29 Unabhängig vom Verfahrensausgang haben mit diesen Fällen befasste 

Gerichte keinen Zweifel daran gelassen, dass es eine grundsätzliche Verpflichtung von Unternehmen 

zum Klimaschutz gibt.30

Diese Gerichtsentscheidungen sind nur ein Ausschnitt aus einer weit größeren Zahl bedeutsamer Klima-

schutz-Urteile in anderen Ländern Europas, die alle auf derselben Linie liegen, vor allem Regierungen, 

aber auch Unternehmen zu mehr Klimaschutz zu verpflichten.31 Neben menschen- und zivilrechtlichen 

Begründungen sind maßgeblicher Bezugspunkt dieser Urteile die vielfältigen Verpflichtungen, die euro-

päische Staaten zur Bekämpfung des Klimawandels auf internationaler, europäischer und nationaler 

Ebene übernommen haben. Sollten – wie sich derzeit abzeichnet – die verbindlichen Temperatur- und 

Klimaziele nur teilweise erfüllt werden können, dürften gerade in Europa, aber auch weltweit Gerichte 

vermehrt die Einhaltung dieser Verpflichtungen einfordern.

3. �Klimaschutz-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts

In diesen internationalen und europäischen Kontext fügt sich der Klimaschutz-Beschluss des Bundesver-

fassungsgerichts vom 24. März 2021 nahtlos ein.32 Darin hat das höchste deutsche Gericht klargestellt, dass 

Klimaschutz Staatsziel gemäß Art. 20a Grundgesetz (GG) ist und dass es beim Klimaschutz einer grundrecht-

lich gebotenen fairen Lastenverteilung zwischen den Generationen bedarf.33 Die heutigen Generationen 

dürften nicht so viele durch Nutzung fossiler Energien ermöglichte und damit CO2-basierte Freiheiten 

ausüben, dass für zukünftige Generationen kaum noch entsprechende Freiheitsspielräume bestehen.34 

25  GMR, Urteil vom 9. April 2024 (Antrag Nr. 53600 / 20); Bericht Rechtslupe 10. April 2024 (www.rechtslupe.de)

26  EGMR (Fn 14), a. a. O., Rn 569 i.V.m. Rn 323

27  Supreme Court of the Netherlands, Urteil vom 20. Dezember 2019 (Az. 19 /00135)

28  Vgl. Zusammenfassung unter https://climatecasechart.com: Milieudefensie et al. v. Royal Dutch Shell plc.

29  Urteil des OLG Hamm vom 28.05.2025, Az. 5 U 15/17

30  Siehe Fn 28, 29

31 � Siehe im Einzelnen zu den weltweiten Klimaschutz-Gerichtsverfahren in den USA und außerhalb: Climate Change Litigation Data-

bases / Columbia Law School / Columbia Climate School / Sabin Ceneter for Climate Change Law – https://climatecasechart.com/

32  BVerfGE 157, 30 – Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656 / 18

33  BVerfGE 157, 30, Leitsatz 1 und Rn 182 ff.

34  a. a. O.
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Mit dieser Begründung hielt das Bundesverfassungsgericht das Bundesklimaschutzgesetz von 2019 für 

teilweise verfassungswidrig und verlangte die Konkretisierung seiner Klimaziele für die Zeit nach 2030. 

Diese Entscheidung führte Mitte 2021 noch unter der letzten von Bundeskanzlerin Angela Merkel ge-

führten Großen Koalition zur Novellierung des Klimaschutzgesetzes. Wie vom Bundesverfassungsgericht 

verlangt wurden die Klimaziele über das 2030 hinaus konkretisiert. Zudem wurde – obwohl von Karlsruhe 

nicht gefordert – das Treibhausgas-Reduktionsziel für 2030 (gegenüber 1990) von 55 % auf 65 % ver-

schärft und statt 2050 das Jahr 2045 als Zieljahr für die Erreichung der Klimaneutralität festgelegt.

Fragen zu einer wegweisenden Gerichtsentscheidung

Weltweit große Beachtung fand das Bundesverfassungsgericht mit seinem „intertemporalen“ Verständnis 

der Grundrechte, das eine faire Verteilung der mit dem Klimaschutz verbundenen Kosten zwischen den 

Generationen verlangt. Diese innovative Auslegung der Freiheitsrechte hat zur grundsätzlichen und globalen 

Bedeutung des Klimaschutz-Beschlusses erheblich beigetragen. Weniger diskutiert werden einige Aspekte 

dieser Entscheidung, die man kritisch sehen kann.

Sehr bedenklich ist die übermäßige Fokussierung des Gerichts auf die CO2-Emissionen, die es als die einzig 

relevante Steuerungsgröße beim Klimaschutz ansieht. Damit wird der große Beitrag beispielsweise der Methan-

Emissionen zum Klimawandel ausgeblendet. Der Methan-Anteil in der Atmosphäre hat sich seit Beginn der 

Industrialisierung verdoppelt bis verdreifacht (Max-Planck-Gesellschaft – mpg.de). Methan trägt zu 30 % zur 

Temperaturerhöhung bei und hat über einen Zeitraum von 100 Jahren betrachtet einen 21–28 Mal so hohen 

Wärmeeffekt wie CO2 (Max-Planck-Gesellschaft; Global Methane Pledge – globalemthanepledge.org). 

Diese Ausblendung von anderen Faktoren wie dem Methan führt das Bundesverfassungsgericht zu der unzu-

treffenden Aussage, der menschengemachte Klimawandel lasse sich nach derzeitigem Stand nur durch CO2-

Reduzierung aufhalten (Klima-Beschluss, Rn 31). Diese Vereinfachung wird der Komplexität der Klimapolitik 

nicht gerecht. Auf dieser Fehlannahme gründen sich dann die weiteren Ausführungen des Gerichts, in 

denen im Ergebnis klare Vorgaben zur CO2-Reduzierung verlangt werden, während vergleichbare Aus-

sagen beispielsweise zum Methan fehlen. 

Bedenklich ist außerdem die Betonung des nationalen CO2-Budgets, ohne die europäische Dimension angemes-

sen zu berücksichtigen. Seit 2004 gibt es den europäischen CO2-Emissionshandel für Industrie und Energie 

(EU ETS 1). Er erfasst 40 % der CO2-Emissionen in der EU und bildete lange vor dem Klimaschutz-Beschluss ein 

europäisches Teil-Budget an CO2-Emissionen. Warum dann zumindest insoweit noch ein nationales CO2-Bud-

get? Das Bundesverfassungsgericht hätte außerdem im März 2021 bei der Verkündung seines Beschlusses 

erkennen können, dass bald darauf im Zuge des europäischen Green Deals weit mehr EU-Regulierungen zu 

CO2-Emissionen ergehen würden, die ab 2027 oder 2028 ca. 80 % der CO2-Emissionen in der EU umfassen 

werden. Die europäische Klima-Gesetzgebung der EU wird absehbar ein reguliertes 100 %-iges CO2-Budget 

bedeuten, von dem Deutschland nur einen Teil umfasst. Das Gericht hätte dies berücksichtigen können, indem 

es angesichts der damals schon laufenden Green Deal-Umsetzung das nationale CO2-Budget weniger in den 

Mittelpunkt gestellt und das europäische Budget stärker berücksichtigt hätte.

So muss sich das Gericht aber fragen lassen, ob es mit seinem Beschluss auch nationale Klimapolitik 

betreiben und deren Richtung vorgeben wollte. Die Klimapolitik muss fortan den Vorgaben des Klimaschutz-

Beschlusses genügen, so dass sich die Frage stellt, ob deren Ausrichtung überwiegend auf einer gericht-

lichen oder politischen Entscheidung beruht. In der Gewaltenteilung sollten solche Zweifel bei einer so 

weitreichenden Gerichtsentscheidung eigentlich nicht aufkommen.
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V. �Zwischenfazit: Dilemma zwischen realem 
Klimawandel, geschwächter Klima
diplomatie und ambitionierter Klimaschutz-
Rechtsprechung

Damit bietet sich ein Bild, das ratlos macht. Einerseits schreitet der Klimawandel voran, globale Tempe-

raturziele werden nicht erreicht, und die Klimadiplomatie ist geschwächt. Andererseits verschärft sich 

die weltweite Rechtsprechung, die Regierungen und Unternehmen verpflichtet, mehr gegen den Klima-

wandel zu tun und die übernommenen Klimaschutz-Verpflichtungen ernst zu nehmen. Dennoch ist eine 

Trendumkehr im internationalen Klimaschutz nicht erkennbar, seit Beginn der zweiten Trump-Präsident-

schaft noch weniger als zuvor.
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VI. Umgang Deutschlands mit diesem Dilemma
Die ambitionierte und vom 2021er Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts bekräftigte Klima-

schutz-Regulierung in Deutschland ist eine Tatsache, die hierzulande mindestens ebenso viel Gewicht hat 

wie die Auswirkungen globaler Klima-Trends. Hier steht aktuell im Vordergrund, was die neue Vorgabe 

in Art. 143h Grundgesetz (GG) bedeutet. Danach müssen die Klimaschutz-Investitionen aus dem nach 

der Bundestagswahl 2025 vereinbarten Sondervermögen von 500 Mrd. € der Erreichung der Klima-

neutralität bis zum Jahr 2045 dienen.

Da diese verfassungsrechtliche „Klimaneutralität 2045“-Vorgabe große wirtschaftspolitische Folgen 

haben dürfte und Deutschland die Linie verfolgt, zumindest vorerst die gerade beschriebenen globalen 

Entwicklungen in seiner Wirtschafts- und Klimapolitik auszublenden, ist eine Auseinandersetzung mit 

Inhalt und Folgen dieser Vorgabe unausweichlich. Sie kann dazu führen, dass in Deutschland ein Wirt-

schaftsmodell entsteht, das sich wesentlich von den Wirtschaftsordnungen anderer Staaten unterscheidet. 

Die einen mögen darin ein unbedingt zu erstrebendes Vorbild für den Rest der Welt sehen, die anderen 

einen unbedingt zu vermeidenden wirtschaftspolitischen Alptraum. Allerdings ist vor einem typisch 

deutschen Ideologie-Kampf zu warnen. Besser ist es, sich genauer mit der neuen Sach- und Rechtslage 

und ihren Konsequenzen zu befassen.

1. �Wie ist das Ziel „Klimaneutralität bis 2045“ in Art 143h GG 
zu verstehen?

Im neuen Art. 143h Grundgesetz (GG) heißt es: 

„Der Bund kann ein Sondervermögen mit eigener Kreditermächtigung für zusätzliche Investitionen zur Erreichung 
der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 mit einem Volumen von bis zu 500 Milliarden Euro errichten.“

Schon unmittelbar nach der Verabschiedung dieser neuen Vorschrift Ende März 2025 entstand eine kontro-

verse Diskussion, wie die Vorgabe „Klimaneutralität bis zum Jahr 2045“ zu bewerten ist. Das Meinungsspek-

trum reicht von der Annahme eines neuen Staatsziels bis zur Feststellung, dies sei nur eine rechtlich unbe-

deutende Klarstellung, mit der lediglich das Ziel des Bundesklimaschutzgesetzes (KSG) wiederholt werde.35

Tatsächlich ist das Ziel Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 bereits im KSG geregelt. Es wurde durch die 

Novellierung des KSG infolge des Klima-Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 202136 

statt des bis dahin geltenden Zieljahres 2050 in das KSG aufgenommen (siehe oben). 

Hat die Vorgabe „Klimaneutralität bis 2045“ in Art. 143h GG darüber hinaus weitere Rechtswirkungen? 

Dies kann zumindest dann angenommen werden, wenn das Ziel „Klimaneutralität bis 2045“ gefährdet wird. 

Hat die „Klimaneutralität 2045“-Vorgabe in Art. 143h Grundgesetz also eine derart verstandene generelle 

Sperrwirkung gegen Änderungen von Klimaschutz-Regularien, kann man auch fragen, ob dadurch nicht 

doch durch die Hintertür eine Art Staatsziel geschaffen wurde? Diese Frage kann auf sich beruhen. 

Denn zumindest ist eine verfassungsrechtliche Grenze etabliert worden, die in der Klimaschutz-Gesetz-

gebung und -Regulatorik grundsätzlich nicht unterschritten werden kann.

35  Siehe dazu Interview der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom 17. März 2025 mit Prof. Udo di Fabio

36  BVerfG Beschluss vom 24. März 2021 (1 BvR 2656/18) = BVerfGE 157, 30
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2. Art. 143h GG im internationalen und europäischen Kontext

Im Übrigen hat sich Deutschland international und europäisch zum Klimaschutz verpflichtet. Mit dem 

Pariser Klima-Abkommen vom Dezember 2015 wurde die zentrale völkerrechtliche Verankerung des 

Klimaschutzes geschaffen.37 Auch aus der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) kann 

die Verpflichtung zum Klimaschutz hergeleitet werden.38 Die europarechtliche Verpflichtung ergibt 

sich aus Art. 191 AEUV, dem EU-Klimagesetz39 und dem europäischen Gesetzespaket „EU Fit for 55“ 

zur Umsetzung des Green Deals der EU.40 Die Professoren Christian Calliess und Gregor Kirchhof 

leiten daraus und aus der nationalen Klimaschutz-Rechtslage in ihrem Gutachten für die Klima-Union 

vom März 2025 ein Verschlechterungsverbot gegen eine inhaltliche Verwässerung des erreichten 

Niveaus an Klimaschutz-Regulierung ab.41

3. �Also nur eine Wiederholung einer bereits bestehenden 
Rechtslage?

Insofern könnte in der Tat der Schluss naheliegen, dass mit der „Klimaneutralität bis 2045“-Vorgabe in 

Art. 143h GG nur wiederholt wird, was ohnehin auf allen Rechtsebenen – global, europäisch, national –  

bereits normiert ist. Dann ginge es lediglich um eine finanzwirtschaftliche Zweckbestimmung für die 

Klimaschutz-Investitionen aus dem neuen Sondervermögen. Andererseits ist das Zieljahr 2045 für die 

Erreichung der Klimaneutralität erstmals ins Grundgesetz aufgenommen worden, also über das KSG 

hinaus. Dies dürfte nicht nur eine juristische Form weißer Salbe sein.

4. �Weitere Bedeutung von Art. 143h GG: Grundsätzliche Ver
ankerung des noch zur Verfügung stehenden Budgets an Treib-
hausgas-Emissionen

Denn Klimaneutralität bis 2045 hat noch eine andere Bedeutung.

a) Das Treibhausgas-Budget laut Klimaschutzgesetz (KSG)

Nach dem KSG darf es in 20 Jahren netto keine Treibhausgas-Emissionen mehr geben im Vergleich zu den 

649 Millionen Tonnen, die noch im vergangenen Jahr ausgestoßen wurden. Daraus ergibt sich die Ver-

pflichtung aus dem Pariser Klima-Abkommen, „einen bis zur Mitte des Jahrhunderts reichenden Pfad zur 

Treibhausgasneutralität“ festzulegen.42 Dies ergibt ein naturgemäß begrenztes Budget an Treibhausgas-

Emissionen, die noch möglich sind, nach welcher Formel auch immer die Höhe dieses Budgets kalkuliert 

wird. Die jährlich sinkenden Gesamtemissionsziele des KSG bilden ein solches gesetzlich normiertes 

Treibhausgas-Budget, wie dieses Schaubild des Umweltbundesamtes illustriert:

37  Calliess / Kirchhof: „Rote Linie des Rechts im Klimaschutz“ (Gutachten im Auftrag der KlimaUnion gGmbH, März 2025), S. 8 ff.

38  Calliess / Kirchhof, S. 13 ff.

39  Verordnung (EU) 2021 / 1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021

40  Calliess / Kirchhof, S. 20 ff.

41  Siehe oben S. 5, Fn 3

42  Callies / Kirchhof, S. 17
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Abb.4 Jahresziele des Bundesklimaschutzgesetzes (KSG)

Quelle: Umweltbundesamt

43  BVerfGE 157, 30 Rn 119, Rn 219 ff., Rn 234 ff.

44  BVerfG a. a. O., Rn 19 ff., Rn 31 ff.

45  BVerfGE a. a. O., Rn 36, Rn 215, Rn 219 ff.

46  BVerfGE 157, 30 Rn 219 ff., Rn 230 ff.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich der Idee des nationalen Treibhausgas-Budgets grundsätzlich an-

geschlossen und sich dabei auf das Konzept des IPCC und des Sachverständigenrates für Umweltfragen 

(SRU) bezogen.43 Danach lässt sich das Temperaturziel des Pariser Klima-Abkommens in ein Restbudget 

an noch möglichen CO2-Emissionen umrechnen, das wiederum auf nationale Budgets heruntergebrochen 

werden kann. Bemerkenswerterweise hat das IPCC eine solche Berechnung nur für CO2-Emissionen 

vorgenommen. Auch das Bundesverfassungsgericht orientiert sich an den CO2-Emissionen, weil sie unter 

den Treibhausgasen den größten Anteil und die größte Wirkung hätten.44

Das Gericht hält die Berechnungen des IPCC und die daraus vom SRU vorgenommene Ableitung für plau-

sibel, ohne sich jedoch auf eine konkrete und verbindliche Höhe des Budgets festzulegen. Auf Grund neuer 

Erkenntnisse und Entwicklungen sei es möglich, dass dieses Budget höher oder niedriger ausfalle.45 Zwar 

sei das vom SRU für Deutschland ermittelte Rest-Budget in einer Größenordnung von sechs Gigatonnen 

CO2-Emisionsbudget nachvollziehbar, jedoch auch mit Unsicherheiten behaftet. Auch wenn die Emissions-

ziele des KSG darauf hinauslaufen könnten, dass ein solches Budget bereits in den 2030er Jahren aufge-

braucht sein könnte, habe der Gesetzgeber seinen Einschätzungsspielraum noch nicht missachtet, so dass 

das KSG in diesem Punkt im Ergebnis nicht zu beanstanden sei.46

Der Klimaschutz-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts lässt sich daher in der Formel zusammenfassen:

Das Staatsziel Klimaschutz wird gesetzlich konkretisiert durch die Vorgabe, bis zum Jahr 2045 Klimaneut-
ralität im Rahmen eines Treibhaus-Emissionsbudgets zu schaffen, dessen Umfang plausibilisiert, aber nicht 
genau zu beziffern ist.
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b) Treibhausgas-Budget auch nach Art. 143h GG?

Liegt somit in der „Klimaschutz bis 2045“-Vorgabe in Art. 143h GG eine verfassungsrechtliche Bestäti-

gung dieser Formel?

Dagegen spricht, dass sich nach dem Wortlaut dieses Artikels nur Klimaschutz-Investitionen aus dem 

neuen Sondervermögen an diesem Ziel orientieren müssen. Allerdings dürfte die Zielvorgabe „Klima-

neutralität 2045“ auch für die Investitionen aus dem Sondervermögen in die Infrastruktur gelten. Wenn 

das Ziel Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 nach dem KSG für alle Wirtschaftssektoren gilt, bedarf es 

eines besonderen Grundes, warum dies für die übrigen Investitionen aus dem Sondervermögen nicht 

anzunehmen ist. Ein solcher Aspekt ist nicht erkennbar. Ein anders Verständnis wäre auch lebensfremd. 

Warum sollen sich Klimaschutz-Investitionen an der Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 

orientieren, die Investitionen aus dem Sondervermögen in die Infrastruktur aber nicht? Es ist außer-

dem schwierig, zwischen Infrastruktur und Investitionen in den Klimaschutz zu unterscheiden, wenn es 

beispielsweise um Investitionen in die Schienen-Infrastruktur geht. Wenn überdies Klimaschutz jetzt 

Staatsziel ist, muss dies doch für jegliche staatliche Aktivität gelten, damit also für alle Investitionen aus 

dem neuen Sondervermögen und nicht nur für die Klimaschutz-Investitionen.47

Außerdem hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Klimaschutz-Entscheidung vom März 2021 be-

stätigt: Das Klima gehört zu den schützenswerten „natürlichen Lebensgrundlagen“ gemäß Art. 20a GG. 

Klimaschutz ist seitdem ein grundgesetzliches Staatsziel.48 Darin liegt eine verfassungsrechtliche Ver-

pflichtung, die „Maßnahmen gegen die anthropogene Erderwärmung und hilfsweise Anpassungsmaß-

nahmen“ verlangt.49 

Kann dies auch für private Investitionen gesagt werden? Zweifel bestehen hier, weil sich das Staatsziel 

Klimaschutz nicht direkt an Private richtet. Allerdings können auch die Aktivitäten von Privaten nicht 

isoliert und unabhängig vom Staatsziel Klimaschutz bewertet werden. Um es in einem Bild zu formulieren: 

Nur weil der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen gemäß Art. 20a Grundgesetz eine staatliche 

Aufgabe ist, bedeutet dies kein Freibrief für Private, mit der Umwelt nach Gutdünken zu verfahren. 

Eine solche Schlussfolgerung wäre ebenfalls lebensfremd und widerspräche allen Gesetzen zum Umwelt-

schutz, die im Sinne der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen geschaffen wurden oder gelten. 

Warum sollte es beim Klimaschutz anders sein? Art. 20a GG ist auch bei der Anwendung des Privatrechts, 

auf das es bei Investitionen Privater besonders ankommt, zu beachten.50

Die Zielvorgabe „Klimaneutralität bis 2045“ in Art. 143h GG entfaltet damit zumindest eine Art Dritt-

wirkung gegenüber Privaten. Sie kann im Ergebnis so verstanden werden, dass sie fortan für jegliche 

Investitionstätigkeit in Deutschland zu beachten ist, sofern diese mit Treibhausgas-Emissionen verbun-

den ist. Nicht der Wortlaut von Art. 143h GG allein führt zu diesem Ergebnis, sondern sein beschriebener 

Kontext mit dem Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, Art. 20a Grundgesetz sowie Deutsch-

lands internationalen und europäischen Klimaschutz-Verpflichtungen und dem KSG.

47 � In § 13 KSG ist dieser Gedanke bereits enthalten. Danach haben die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entschei-

dungen den Zweck des KSG und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele zu berücksichtigen. Bei staatlichen Investitionen und Be-

schaffungen auf Bundesebene ist ein CO2-Preis zugrunde zu legen, mindestens aber der CO2-Mindest- oder Festpreis nach dem BEHG 

(Brennstoffemissionshandelsgesetz).

48  BVerfGE 157, 30, Leitsatz 1

49 � Jarass / Pieroth, Kommentar zum Grundgesetz, 17. Auflage, Rn 24 zu Art. 20a GG unter Verweis auf BVerfGE 157, 30, Rn. 149 f.; 

BVerfGE 157, 30, Rn 230 ff.

50 � Jarass / Pieroth (Fn 49, Rn 19 zu Art. 20a GG)
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Wenn Deutschland bis zum Jahr 2045 klimaneutral werden soll, muss sich dieses Ziel also auf alle 

klimarelevanten Aktivitäten beziehen, unabhängig davon, ob sie von staatlicher oder privater Seite 

unternommen werden.51

Ergebnis:

Damit wird deutlich, worin die materielle Neuerung der Grundgesetz-Vorgabe „Klimaneutralität bis 2045“ 

liegt. Mit ihr wurde das Prinzip des Treibhausgas-Budgets für alle treibhausgasrelevanten Aktivitäten ver-

fassungsrechtlich verankert. Es bestimmt den Rahmen, innerhalb dessen noch in den nächsten 20 Jahren 

Treibhausgase, also vor allem CO2 für die Aktivitäten in den vom KSG genannten Bereichen emittiert wer-

den können. Offen bleiben jedoch die Höhe und die genaue Methode zur Ermittlung des Budgets. Zwar 

kann aus den KSG-Jahreszielen ein Gesamtbudget errechnet werden, jedoch können diese vom Gesetz-

geber solange geändert werden, wie das Ziel Klimaneutralität bis 2045 nicht gefährdet wird.

51 � Die Sektorziele – auch wenn sie nach der jüngsten KSG-Änderung nicht mehr rechtsverbindlich sind – sind darauf angelegt, dass die 

Bereiche Energie, Industrie, Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft und Abfall im Zeitablauf klimaneutral werden, unabhängig davon, wer 

oder wie für CO2-Emissionen in diesen Bereichen verantwortlich ist.
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VII. �Ansätze zur Ermittlung des Treibhausgas-
Budgets

Da Klimaneutralität ein begrenztes Budget an noch möglichen Treibhausgas-, insbesondere CO2-Emissionen 

bedeutet, wird dieses zur entscheidenden Mess- und Steuergröße. Die Frage ist, wie es errechnet sowie 

flexibel gestaltet und gehandhabt werden kann. Dazu sollte eingehender betrachtet werden, wie das bis zur 

Erreichung der Klimaneutralität zur Verfügung stehende Treibhausgas-Budget berechnet werden kann.

1. Modell von IPCC und SRU

Der schon zitierte Ansatz des IPCC, dem der SRU folgt, geht von einem maximalen globalen CO2-Budget 

aus, das sich aus dem Ziel des Pariser Abkommens ableitet, den Anstieg der globalen Durchschnitts-

temperatur auf maximal 2 Grad, möglichst aber 1,5 Grad zu beschränken. Dem entspricht ein globales 

CO2-Budget von 420 Gigatonnen bei einer Grenze von 1,5 Grad und 1.120 Gigatonnen bei 2 Grad52, um 

mit einer Wahrscheinlichkeit von 67 % einen Temperaturanstieg unterhalb dieser Werte zu erreichen.53 

Der IPCC konzentriert sich auf CO2 als dem wichtigsten Treibhausgas und blendet die übrigen Treibhaus-

gase aus. Daraus hat der SRU in der dem Klimaschutz-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

24. März 2021 zu Grunde liegenden Berechnung auf Grund des deutschen Anteils an der Weltbevölkerung 

von 1,1 % und unter der Annahme einer mittleren Temperaturgrenze von 1,75 Grad ab dem Jahr 2020 

ein nationales Treibhausgas-Restbudget von 6,7 Gigatonnen CO2 abgeleitet.54 Der SRU hat seitdem seine 

Berechnung des nationalen CO2-Budgets aktualisiert und nimmt aktuell nur noch 6,1 Gigatonnen CO2 an.55

Allerdings wird dabei nicht berücksichtigt, welche Treibhausgas- und vor allem CO2-Reduzierungspfade 

bereits weitgehend durch europäische und nationale Regulierungen festgelegt wurden.

2. �Ansatz des European Scientific Advisory Board on Climate 
Change (ESABCC)

Der European Scientific Advisory Board on Climate Change (ESABCC) hat 2023 zusammen mit seiner Emp-

fehlung für ein Treibhausgas-Reduzierungsziel für das Jahr 2040 von 90 – 95 % gegenüber 1990 vorge-

schlagen, im Zeitraum 2030–2050 ein Treibhausgas-Budget in einer Größenordnung von 11 bis 14 Giga-

tonnen-Äquivalent ins Auge zu fassen, ohne dies weiter auf die EU-Mitgliedstaaten herunter zu brechen.56

52  Zitiert aus Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021, BVerfGE 157, 30 ff., Rn 219

53  a. a. O.

54  a. a. O., Rn 219; der SRU hat seine Berechnung des nationalen CO2-Budgets seitdem aktualisiert

55 � SRU (Sachverständigenrat für Umweltfragen) – „Wo stehen wir beim CO2-Budget? Eine Aktualisierung“ – Stellungnahme in der korri-

gierten Fassung vom Oktober 2024, S. 4

56 � European Scientific Advisory Board on Climate Change (ESABCC): „Scientific advice for the determination of an EU-wide 2040 climate 

target and a greenhouse gas budget for 2030–2050, S. 10
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3. �Klimaschutzregulierungen als Grundlage für das Treibhaus-
gas-Budget

a) EU-Klimaschutzregulierungen

In der Diskussion und Gesetzgebung auf nationaler Ebene dienen seit Jahren europäische Beschluss- 

und Rechtslagen als Begründung für die Notwendigkeit nationaler Klimaschutz-Regelungen. Nur wie 

sich diese EU-Vorgaben konkret auswirken, wird zu wenig beleuchtet. Dies gilt insbesondere für den 

Klimaschutz-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021, der gerade in seinen detail-

lierten Ausführungen zum nationalen Treibhausgas- bzw. CO2-Budget europäische Aspekte in bemer-

kenswertem Maß vernachlässigt.

Mit dem europäischen Klimagesetz hat sich die EU verpflichtet, bis zum Jahr 2050 klimaneutral zu werden, 

also fünf Jahre später als Deutschlands Selbstverpflichtung. Auch auf EU-Ebene liegt darin die prinzipielle 

Normierung  des Treibhausgas-Budgets. Das zur Konkretisierung bis zum Jahr 2030 dienende „Fit for 55“- 

Gesetzespaket enthält eine Reihe spezifischer Sektorziele. Diese bedeuten den Verzicht auf fossile Energien 

und damit einen Rückgang der Treibhausgas-, insbesondere der CO2-Emissionen in die Erdatmosphäre.

Hervorzuheben sind daraus zum einen der Ausbau des europäischen CO2-Emissionshandels für Industrie, 

Energie und Schifffahrt (EU ETS 1) sowie der neue, 2027, spätestens 2028 in Kraft tretende CO2-

Emissionshandel für Verkehr und Gebäude (EU ETS 2). Damit ist schon heute geregelt, dass spätestens 

ab 2028 rund 80 % der europäischen CO2-Emissionen in diesen Bereichen bis zur Jahrhundertmitte auf 

Null reduziert werden müssen. Zum anderen ist die EU-Lastenverteilungsverordnungen (Effort Sharing 

Regulation) von großer Bedeutung. Darin sind die jeweiligen Treibhausgas-Reduzierungsziele der EU-

Mitgliedstaaten für die nicht vom CO2-Emissionshandel erfassten Sektoren bis zum Jahr 2030 festgelegt. 

Für Deutschland gilt eine Reduzierungsverpflichtung von 50 % im Zeitraum 2005–2030. Beschließt die 

EU, wie es derzeit diskutiert wird, ein Treibhausgas-Reduzierungsziel von 90 % gegenüber 1990 für 

das Jahr 2040, wäre es erforderlich, die nationalen Zielvorgaben der Mitgliedstaaten entsprechend bis 

zum Jahr 2040 fortzuschreiben.

Berechnet man die konkrete THG- und insbesondere CO2-Reduzierungswirkung dieser und weiterer 

EU-Klimaregulierungen,57 ergibt sich daraus ein weitgehend bezifferbares THG-Budget bis zum Jahr 2030. 

Kommt es zu einem neuen europäischen Klimaziel von 90 % weniger THG-Emissionen im Jahr 2040 

gegenüber 1990, ließe sich dies sogar bis dahin feststellen. Für den CO2-Emissionshandel und damit das 

Gros der Treibhausgas-Emissionen gilt das ohnehin bis 2050.

b) Nationale Klimaschutzregulierungen

In den letzten 20–25 Jahren ist eine große Zahl an Gesetzen und Verordnungen auf Bundes- und Landes-

ebene mit dem Ziel erlassen worden, durch konkrete Maßnahmen den Einsatz fossiler Energien verzicht-

bar zu machen und die Treibhausgas-, insbesondere die CO2-Emissionen zu senken. Nur bespielhaft aus 

der Fülle der entsprechenden Gesetze und Verordnungen seien genannt:

57 � Dazu gehören u. a. die dritte Richtlinie zur Förderung der Erneuerbaren Energien (Renewable Energy Directive III = RED III), die EU-

Richtlinien über den Anstieg des Anteils alternativer und synthetischer Kraft- und Treibstoffe im Schiffs- und Luftverkehr sowie die 

neue EU-Gebäuderichtlinie
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•	 Das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG), das einen nationalen CO2-Zertifikatehandel 

etabliert hat, der solange gelten soll, bis das BEHG in das 2027 oder 2028 startende EU ETS 2 

überführt und angepasst wird.

•	 Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das die Erhöhung des Grünstrom-Anteils im nationalen 

Elektrizitätsmix auf 80 % bis 2030 vorschreibt und idealerweise 100 % bis 2035 vorsieht.

•	 Die Treibhausgas (THG)-Quote im Bundesimmissionsschutzgesetz, mit der die Mineralölunter-

nehmen den CO2-Fußabdruck der von ihnen verkauften Kraft- und Treibstoffe bis 2030 um 25 % 

reduzieren müssen.

Wozu wird das Bundesklimaschutzgesetz (KSG) noch gebraucht?

Bedarf es angesichts dieser regulatorisch feststehenden oder weitgehend bestimmbaren Treibhausgas-Budget-

eckdaten für die EU und Deutschland noch des KSG mit seinen rechtsverbindlichen Treibhausgas-Jahreszielen?

Im Verhältnis zwischen Bund und den Bundesländern hat das Bundesverfassungsgericht im Ergebnis ent-

schieden, dass eine solche Unterteilung des nationalen CO2-Budgets in die der Bundesländer nicht geboten 

ist. In seinem Beschluss vom 18. Januar 2022 (1 BvR 1565 / 21) hat es das Begehren zurückgewiesen, dass 

die Bundesländer jeweils in ihren Landesklimaschutzgesetzen einen für sie geltenden Treibhausgas-Reduzie-

rungspfad zur Erreichung der Klimaneutralität festlegen, also jeweils ein Bundesland-bezogenes Treibhaus-

gas-Budget bestimmen sollten. Die horizontale Unterteilung des KSG in bundesweit agierende Wirtschafts-

sektoren mit ihren Klimazielen habe Vorrang vor der vertikalen Abgrenzung zwischen den Bundesländern .

Gelten solche Erwägungen nicht in ähnlicher Weise für den integrierten Wirtschaftsraum des EU-Binnen-

marktes, in den Deutschland rund 23 % seiner Wirtschaftsleistung exportiert und die Importe einen Anteil 

von 20 % daran haben? Demgegenüber ist die Verflechtung des EU-Binnenmarktes mit dem Rest der Welt-

wirtschaft viel geringer, wie dadurch belegt wird, dass die EU nur 14 % ihres Bruttosozialproduktes exportiert.

Das KSG steht im Vergleich zwischen weitgehend fehlender europäischer Klimaschutz-Rechtslage bei seinem 

Erlass 2019 und heutiger umfassender EU-Klimaschutzregulierung viel stärker im europäischen Kontext. 

Mittlerweile gibt es eine Dopplung aus KSG und der europäischen Klimagesetzgebung. Inwieweit ist das noch 

sinnvoll? Da mit der europäischen „Fit for 55“-Gesetzgebung das für Industrie, Energie und Schifffahrt geltende 

CO2-Emissionshandelssystem (EU ETS 1) vollständig europäisiert wurde, entfällt insoweit die Notwendigkeit, 

die deutschen CO2-Emissionen aus diesen Sektoren einer zusätzlichen verbindlichen nationalen Regulierung 

zu unterwerfen. Soweit es um das EU ETS 2 (Verkehr und Gebäude) geht, gilt bis zu seinem Inkrafttreten 2027, 

spätestens 2028 das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG), so dass es auch insoweit keiner zusätzlichen 

Regulierung bedarf. Bleiben die nicht von EU ETS 1 und 2 sowie dem BEHG erfassten Treibhausgas-Emissionen. 

Diese sind jedoch in der EU-Lastenteilungsverordnung geregelt. Wozu dann noch das KSG?

Das KSG sollte zu einem reinen Monitoring-Instrument gemacht werden. Bei einer solchen Änderung des KSG 

sollte jedoch das von Callies / Kirchhof in ihrem Gutachten entwickelte Verschlechterungsverbot beachtet 

werden. Diese Grenze würde allerdings noch eingehalten, wenn sichergestellt wird, dass es lediglich um die 

Beseitigung unnötiger Dopplungen zwischen europäischen und nationalen Klimaschutz-Verpflichtungen geht.
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4. Einfluss von Art. 6 Pariser Klima-Abkommen

Art. 6 des Pariser Klima-Abkommens ermöglicht Kooperationen zwischen einzelnen Vertragsstaaten, mit 

denen Klimaschutz-Maßnahmen eines Staates auf die Klimaschutz-Verpflichtungen eines anderen Staates 

angerechnet werden können. Beispielsweise will die neue Bundesregierung solche Maßnahmen mit einem 

3 %-Anteil an einem neuen EU-Klimaziel von 90 % für 2040 ermöglichen. Dies hätte Auswirkungen auf das 

nationale Treibhausgas-Budget. Denn die entsprechenden Treibhausgas-Emissionen fallen ja tatsächlich 

in dem Drittstaat und nicht hierzulande an. Eine derartige Kooperation nach Art. 6 Pariser Klimaabkommen 

ist damit ein sehr gutes Argument gegen zu unflexibel gehandhabte nationale Treibhausgas-Budgets und 

damit gegen die Methode, das globale Treibhausgas-Budget zu weit oder zu unflexibel auf nationale oder 

regionale Budgets herunterzubrechen. Allerdings gibt es für Art. 6-Maßnahmen bisher keine operativen 

Strukturen, diese müssen schnellstmöglich geschaffen werden. Das bisherige Ziel, dies bis 2036 zu bewerk-

stelligen, sollte ambitionierter sein. Es sollte deutlich früher möglich sein, Art. 6-Maßnahmen durchzuführen.

5. Senkenmodell als Alternative zum Budget-Modell?

Obwohl das Budget-Modell von einem breiten Konsens getragen wird, lohnt ein Blick auf das sog. „Senken-

Modell“, wie es von Professor Gerd Ganteför vertreten wird.58 Danach sollte viel stärker beachtet werden, 

wie viel CO2 durch natürliche Senken wie Ozeane und Pflanzen-, vor allem Baumwachstum absorbiert 

wird. Derzeit seien dies Ganteför zufolge etwa 50 % des jährlich durch die Verbrennung fossiler Energien 

anfallenden CO2. Er geht nicht davon aus, dass diese Absorptionsrate in den kommenden Jahren abneh-

men wird – im Gegensatz zur ganz überwiegenden Meinung, dass die fortwährende Aufnahme von CO2 

durch die Ozeane an Grenzen stoße und deren Übersäuerung bewirke und das Pflanzenwachstum kein 

unbegrenztes Absorptionspotential biete.59 Unabhängig davon, wie man zu diesem Meinungsgegensatz 

steht, sollte der Ansatz von Professor Ganteför übernommen werden, bei den Treibhausgas / CO2-Emis-

sionen nicht darauf abzustellen, welche Emissionsmenge ausgestoßen wird, sondern darauf, welche Menge 

tatsächlich in die Atmosphäre gelangt.

58  Gerd Ganteför „Plan B für das Klima“, Westend-Verlag 2025, insbesondere S. 129 ff.

59 � Unabhängig davon verdient der Einfluss von Senken größere Beachtung. Immerhin werden sie bereits partiell durch das KSG an-

erkannt, dessen § 3 bis 2045 Netto-Treibhausgasneutralität verlangt. Mit diesem Begriff ist gem. § 2 Abs. 9 KSG das „Gleichgewicht 

zwischen den anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen und dem Abbau solcher Gase“ durch Senken gemeint. In § 3a KSG wird 

ein Senkungsbeitrag durch Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft ausdrücklich gefordert. Er beträgt 25 Mio. t 

CO2-Äquivalent bis 2030, 35 Mio. t bis 2040 und 40 Mio. t für 2025. Es Damit bietet das KSG einen Anknüpfungspunkt, als weiteres 

natürliches Senkungspotenzial Ozeane zu berücksichtigen. Natürliche Senken sollten zukünftig in derselben Intensität wie Treibhaus-

gas-, insbesondere CO2-Emissionen bei der Ermittlung von Treibhausgas- bzw. CO2-Budgets Eingang finden. Dies scheint bisher nicht 

der Fall zu sein. Der Fokus liegt überwiegend auf dem Ausstoß von Treibhausgasen und weniger, wie verhindert wird oder verhindert 

werden kann, dass sie in die Atmosphäre gelangen. Dabei sollte unbedingt auch geklärt werden, ob die natürliche CO2-Absorptions-

leistung von Ozeanen und Pflanzenwachstum bei fortwährender Erwärmung gleich bleibt – so Ganteför – oder nachlässt, so IPCC und 

die herrschende Meinung.
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6. �Zwischenfazit: Mangels noch nicht weiter präzisierter 
Berechnung des THG-Budgets ist Flexibilität erforderlich

Die Erörterung verschiedener Ansätze für die THG-Budgetmethode zeigt, dass es voreilig wäre, schon 

jetzt ein genau bezifferbares Budget global und national verbindlich festzulegen. Auf dieser Linie liegt 

auch der Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021, in dem auf die vom IPCC 

selbst dargelegten Unsicherheiten in der Budget-Bestimmung verwiesen wird und Abweichungen nach 

oben und unten für möglich gehalten werden.60 

Die Zahlen von IPCC und SRU haben den Vorteil einer ersten Plausibilität. Die umfassende und weltweit 

einzigartige Regulierung der Treibhausgas-Emissionen in der EU zeigt aber auch, dass es ein durch 

Regulierung bestimmbares Budget geben kann. Zugleich legt ein so stark integrierter Wirtschaftsraum 

wie der EU-Binnenmarkt nahe, dass sein reguliertes Treibhausgas-Budget nur bedingt auf die nationale 

Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten herunter gebrochen werden kann – in Anlehnung an den Gedanken 

des Bundesverfassungsgerichts, mit dem es Treibhausgas-Reduzierungspfade und damit -Budgets der 

Bundesländer im Verhältnis zum Bund abgelehnt hat.

Derartige Budget-Ansätze könnten außerdem zu einem „Budget mit Lernkurve“ weiterentwickelt werden, 

wenn es zukünftig neue wissenschaftliche Erkenntnisse geben sollte, die einen größeren Einfluss anderer 

Faktoren als die Treibhausgase auf die Temperaturentwicklung aufzeigen. In letzter Zeit wird beispiels-

weise immer wieder darauf hingewiesen, dass die Erfolge in der Bekämpfung der Schadstoff-Emissionen 

zu einem Rückgang der Aerosole in der Atmosphäre geführt haben, was sich wiederum temperatur-

erhöhend auswirken könnte.61

Schließlich sollte viel stärker das Potenzial von natürlichen und insbesondere technologischen Senken 

berücksichtigt und die internationale Kooperation zu deren Nutzung ausgebaut werden. Carbon Capture 

Usage and Storage (CCUS) und Direct Air Capture (DAC) kommen hier eine zentrale Bedeutung zu. 

Es besteht weltweit Konsens, dass Klimaneutralität ohne CCUS und DAC nicht erreichbar ist. Sie sind die 

Schlüssel-Technologien zur Erreichung der Klimaneutralität. Diese Erkenntnis ist in Deutschland noch 

nicht richtig angekommen.

Damit könnte zudem genauer und belastbarer festgestellt werden, welche Maßnahmen über CCUS 

und DAC hinaus zur Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen und damit zur Erreichung der Klima-

neutralität erforderlich sind.

60  BVerfGE, 157, 30, Rn 119, 120, 216 ff.

61 � Vgl. Helmholtz Dialog-Plattform: „Planetare Grenze Aerosolbelastung: Menschenverursachte Aerosole reduzieren“ (22. Juli 2025), 

abrufbar unter helmholtz-klima.de; Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) – „Wo stehen wir beim CO2-Budget? Eine Aktualisie-

rung“ – Stellungnahme in der korrigierten Fassung vom Oktober 2024, S. 2
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Alternativ-Betrachtung: Wie sollte reagiert werden, wenn trotz Erfüllung aller nationalen 

Klimaschutz-Ambitionen die 1,5 Grad- und auch die 2 Grad-Schwelle überschritten werden?

All diese Berechnungen und Ableitungen – ebenso das Gutachten von Callies / Kirchhof – haben gemeinsam, 

dass sie die Erfüllung des Pariser Temperatur-Ziels von 1,5 – 2 Grad auf Deutschland heruntergebrochen 

anstreben und unterstellen. Es gibt wenig, was sich mit den Folgen eines Szenarios auseinandersetzt, in dem 

Deutschland klimaneutral wird, die 1,5 und die 2 Grad-Grenzen aber global nicht eingehalten werden. Sollte 

sich eine derartige Entwicklung abzeichnen, müsste sich Deutschland – ungeachtet seiner auf die Wahrung 

der 1,5 – 2 Grad-Schwellen angelegten Klimaschutz-Rechtslage und -Wissenschaft - darauf einstellen.

Sollte Deutschland bei solchen Entwicklungen an seinem regulatorisch determinierten Treibhausgas-Budget 

festhalten, das auf die Temperaturgrenze von 1,5 – 2 Grad ausgerichtet ist, auch wenn die Welt sich in eine 

deutlich darüber liegende Richtung entwickelt? Wäre überhaupt eine Anpassung an ein solches Szenario recht-

lich zulässig angesichts des von Callies/Kirchhof herausgearbeiteten Verschlechterungsverbots? Inwieweit 

wäre hier eine gewisse Flexibilität noch möglich, die neuen globalen Entwicklungen Rechnung trägt?

Das sollte jedenfalls dann in Frage kommen, wenn andere Ziele wie Wirtschaftskraft, Beschäftigung und 

gesellschaftlicher Konsens Antworten verlangen, die diesen Zielen gerecht werden. Mit anderen Worten:  

Was nützt ein auf 1,5 – 2 Grad ausgerichtetes Treibhausgas-Budget, wenn die Temperatur weltweit um 

2 – 3 Grad steigt und die Grenzen eines auf 1,5 – 2 Grad orientierten Treibhausgas-Budgets auf wirtschaft-

liche, politische und gesellschaftliche Hürden stoßen, die nicht zu umgehen sind ?

Daher wäre es besser, mit einer gewissen Flexibilität vorzugehen. Man könnte beispielsweise einen als Orien-

tierungsgröße dienenden Treibhausgas-Budgetrahmen verwenden und alle 5 Jahre überprüfen, inwieweit 

er mit den Klimazielen, der Temperaturentwicklung und anderen Zielen wie Wirtschaftskraft, Beschäftigung 

und gesellschaftliche Akzeptanz noch vereinbar ist.
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VIII. �Wo liegt der Ausweg zwischen tatsäch-
licher Klima-Entwicklung und über
wiegend wirkungsloser Klima-Recht-
sprechung und -Regulierung?

Der Klimawandel und seine negativen geopolitischen Rahmenbedingungen sind zu gravierend, als dass 

man sich damit abfinden kann. Ebenso wenig kann man sich damit abfinden, dass die zunehmende 

Intensität von Klimaschutz-Rechtsprechung und -Regulierung bisher kaum Wirkung zeigt. Resignierte Hin-

nahme der realen Entwicklung und Regulierung ohne Beachtung unliebsamer Tatsachen wie des Um-

standes, dass die globale Klimaerwärmung nicht national eingedämmt werden kann, sind keine Optionen. 

Für Deutschland gilt, dass das Zusammenspiel aus umfassendem Klimaschutz-Regelwerk, Klimaschutz-

Rechtsprechung und Klimaschutz-Verankerung im Grundgesetz keine andere Wahl lässt, als einen Weg 

zu finden, der diesen rechtlichen Vorgaben gerecht wird und Deutschlands Wohlstand auch unter sich 

rapide ändernden globalen Rahmenbedingungen sichert. 

Dabei ist nicht sicher, dass die EU einen ähnlichen Weg einschlägt. Zwar sind die Green Deal-Regulie-

rungen ähnlich umfassend wie in Deutschland und dazu Vorgabe für die deutsche Klimapolitik. Dennoch 

erscheint es eher möglich, dass sich die EU unter internationalem Druck von Kernbestandteilen ihres 

Green Deals verabschiedet als Deutschland von Teilen seiner Klimaschutz-Strategie. So liegt es im 

Bereich des Möglichen, dass die EU aus Rücksicht auf die Interessen ihrer Handelspartner ihren neuen 

CO2-Grenzausgleichsmechanismus CBAM62 aufweicht und / oder die für 2027 vorgesehene Einführung 

des CO2-Emissionshandelssystems für Verkehr und Gebäude (EU ETS 2) auf die lange Bank schiebt. 

Der europäische Green Deal wäre damit in hohem Maße gefährdet oder faktisch sogar am Ende.

Demgegenüber dürfte es in Deutschland auf absehbare Zeit keine Mehrheiten geben, um die Klimaschutz-

Vorgaben des Grundgesetzes oder die Klimaschutz-Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu 

revidieren oder entscheidend abzuändern. Deutschland hat sich entschieden, bis zur Jahrhundertmitte 

klimaneutral zu werden. Ob dies bereits 2045 oder erst 2050 sein muss, ist unter diesem Blickwinkel nicht 

so wichtig. Entscheidend ist, dass hierzulande der „point of no return“ auf dem Weg zur Klimaneutralität 

innerhalb der nächsten Generation überschritten ist. Daran wird sich nichts mehr ändern. Es bleibt aber 

die Wahl zwischen verschiedenen Wegen, dieses Ziel zu erreichen: Entweder der marktwirtschaftliche, 

technologiefreundliche Ansatz mit dazu passenden staatlichen Rahmenbedingungen oder der von 

Degrowth-Vorstellungen geprägte staatliche Lenkungsehrgeiz mit sehr weitgehenden Regulierungen.

62  CBAM = Carbon Border Adjustment Mechanism
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IX. �Konkrete Folgen der „Klimaneutralität 
2045“-Vorgabe gemäß Art. 143h GG

Was sollte Deutschland vor diesem Hintergrund konkret tun? Verschärfend kommt hinzu, dass Deutsch-

land seine nationalen Klimaziele für das Jahr 2030 zwar ebenso gerade schaffen könnte, aber bei Fort-

führung der aktuellen Entwicklungstrends die Klimaziele für die Jahre 2040 und 2045 verfehlen dürfte.63 

Derzeit sieht es – unabhängig von den internationalen Rahmenbedingungen – nicht danach aus, dass das 

Ziel Klimaneutralität 2045 erreicht werden kann.

Es besteht eine vierfache Herausforderung:

•	 Zum ersten läuft der Klimawandel aus dem Ruder. Gleichzeitig haben die EU und Deutschland ein 

umfassendes Klimaschutz-Regelwerk geschaffen, bei dem zweifelhaft ist, ob über Klimaneutralität 

in Europa hinaus eine signifikante Eindämmung des Klimawandels weltweit bewirkt werden kann.

•	 Zum zweiten ist die deutsche Klimaschutz-Regulierung so dicht und verbindlich und dazu vom 

Bundesverfassungsgericht bekräftigt, dass dadurch der Handlungsrahmen unabhängig vom Stand 

des Klimawandels und der Klimadiplomatie bestimmt wird.

•	 Zum dritten droht bereits heute die Verfehlung der geltenden Klimaschutz-Ziele, jedenfalls für 

die Jahre 2040 und 2045, vielleicht schon für 2030.

•	 Zum vierten muss die gesellschaftliche Akzeptanz von Klimaschutz-Maßnahmen fortlaufend 

gesichert werden.

1. �Umfassende Anstrengungen für technologischen Wandel 
pro Klimaschutz

Es gibt zwei politische Optionen, wie damit umgegangen werden kann:

•	 Der eine Weg wäre, die Klima-Regulierungen so anzupassen, dass die Priorisierung des Klima-

schutzes beendet wird und internationale Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und gesellschaft-

liche Akzeptanz den gleichen Rang erhalten. Vorbild dafür könnte das Stabilitätsgesetz von 

1967 sein. Danach soll sich der Staat in seiner Wirtschaftspolitik am „magischen Viereck“ aus Preis-

stabilität, Vollbeschäftigung, außenwirtschaftlichem Gleichgewicht sowie stetigem und angemes-

senem Wirtschaftswachstum orientieren.64 Das Stabilitätsgesetz könnte beispielsweise zu einem 

„magischen Sechseck“ ausgebaut werden, mit dem die ursprünglichen vier Ziele des Stabilitäts-

gesetzes von 1967 um die Ziele Klimaschutz und gesellschaftliche Akzeptanz ergänzt werden.  

 

Allerdings ist zweifelhaft, ob diese Option jedenfalls im aktuellen Verständnis des Klimaschutzes 

verfassungsrechtlich haltbar ist. Die Weichen sind in Deutschland mit und seit dem Pariser Klima-

Abkommen anders gestellt worden. Dem Klimaschutz ist politisch Vorrang eingeräumt worden, 

63 � Prüfbericht des Expertenrates für Klimafragen vom 15. Mai 2025 zur Berechnung der deutschen Treibhausgasemissionen für das Jahr 

2024 und zu den Projektionsdaten 2025

64  § 1 Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft
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der verfassungsrechtlich und gesetzlich untermauert worden ist, auch wenn im Konfliktfall ein 

Ausgleich mit anderen Verfassungsrechtsgütern und Verfassungsprinzipien herzustellen ist.65 An-

ders als die vier Ziele des Stabilitätsgesetzes ist Klimaschutz ein Staatsziel nach Art. 20a GG, vom 

Bundesverfassungsgericht ausdrücklich bekräftigt. Darüber hinaus verschafft die vom Gericht ver-

langte gerechte Verteilung der Kosten des Klimaschutzes zwischen den Generationen dem Klima-

schutz eine besondere Bedeutung, die die anderen Ziele des magischen Vierecks nicht genießen.  

 

Die Option „Erweiterung des Stabilitätsgesetzes“ um Klimaschutz und gesellschaftliche Akzep-

tanz ist daher zwar wirtschafts- und klimapolitisch legitim, aber wegen verfassungsrechtlicher 

Bedenken kein empfehlenswerter Weg.

•	 Die zweite Option ist, das Klimaschutz-Regelwerk zur Grundlage einer umfassenden Offensive 

für Klimaschutz-Technologien und dadurch bewirkten Verhaltensänderungen zu machen. Dies ist 

nach dem 2021er Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts verfassungsrechtlich nahe-

liegend, wenn nicht geboten.66 Dies erfordert erhebliche finanzielle und regulatorische Anstren-

gungen, um über marktwirtschaftliche Instrumente wirksame Anreize für den technologischen 

Wandel zu Gunsten von Klimaschutz zu bewirken.  

 

Dabei sollte aber nicht der seit langem in Deutschland praktizierte Irrtum fortgesetzt werden, 

einerseits ambitionierte Klimaschutz-Regulierungen zu schaffen und andererseits die Bandbreite 

zulässiger Klimaschutz-Technologien regulatorisch zu begrenzen. Man kann nicht Extra-Anstren-

gungen verlangen und zugleich den erforderlichen Instrumenten-Mix beschränken. Konkret und 

beispielhaft sollte man nicht den Fehler des irreversiblen Atomausstiegs dadurch perpetuieren, 

dass man die neue Generation Kernkraftwerken in Form von „Small Modular Reactors“ (SMR)67 

von vornherein verbietet. Auch das Potenzial für Transmutation68 – d. h. die Kombination aus dras-

tisch reduzierter Halbwertzeit bei der Atommüll-Entsorgung und Wiedergewinnung von Kern-

brennstoffen – sollte genutzt werden. Immerhin akzeptiert jetzt eine klare Mehrheit die Nutzung 

von CCUS (Carbon Capture Usage and Storage); das Bundeskabinett hat am 6. August 2025 den 

entsprechenden Gesetzentwurf gebilligt, so dass bis Jahresende 2025 mit einer Verabschiedung 

des neuen CCUS-Gesetzes gerechnet werden kann.  

 

Das nach der Bundestagswahl 2025 beschlossene Sondervermögen kann für diese Technologie-

Offensive die richtigen finanziellen Anreize setzen, wenn sie zur zügigen Umsetzung eines solchen 

Programms führen und mit strukturellen Reformen wie Entbürokratisierung, Digitalisierung 

und Reduzierung der Energiekosten einher geht.  

 

Einfach jetzt auf Ankurbelung des Wachstums zu setzen und gleichzeitig die Klimaziele erreichen 

zu wollen, wäre dann verfehlt, wenn der Aufschwung nicht möglichst klimaschonend und ohne 

notwendige Strukturreformen stattfindet. Deswegen sollten Klimaschutz-Regeln vereinfacht 

und vor allem darauf ausgerichtet werden, Treibhausgas- und insbesondere CO2-Emissionen 

zu reduzieren, wenn nicht zu unterbinden. Staatlicher Technologie-Vorgaben bedarf es nicht, im 

Gegenteil: Der Regulierungsrahmen sollte so technologiefreundlich gestaltet werden und eine 

möglichst große Bandbreite an Energie- und Klimaschutztechnologien ermöglichen. Als Motto 

65  BVerfGE 157, 30, Leitsatz 2a

66  BVerfGE 157, 30, Rn 251 ff., siehe auch den Beschluss Bundesverfassungsgericht vom18. Januar 2022 (1 BvR 2057 / 21 + 2058 / 21), Rn 8

67  Siehe z. B. IAEA (International Atomic Energy Agency): Advances in SMR Developments, Wien 2024

68  Siehe z. B. IAEA Technical Reports Series No. 435 „Implications of Partitioning and Transmutation in Radioactive Waste Management“
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könnte eine Anlehnung an das Zitat von Deng Xiaoping, dem Architekten des modernen Chinas, 

dienen: „Es ist egal, ob eine Katze schwarz oder weiß ist – Hauptsache, sie fängt Mäuse.“ Übersetzt: 

Hauptsache, eine Technologie führt zur Klimaneutralität.  

 

Ergänzt werden sollte diese durch eine flexiblere Nutzung des Potenzials an Klimaschutz-Projekten 

in Drittstaaten außerhalb der EU. Die Grundlage dafür bildet Art. 6 Pariser Klimaschutz-Abkommen. 

Hier sollte von einer Obergrenze abgesehen werden, wie sie die neue Bundesregierung und der 

jüngste Vorschlag der EU-Kommission mit 3 % des gerade diskutierten neuen EU-Klimaziels für 

2040 anstreben (90 % weniger Treibhausgas-Emissionen gegenüber 1990). Damit würde man sich 

viel mehr den Umstand zunutze machen können, dass die Kosten für die Reduzierung einer Tonne 

an Treibhausgas- bzw. CO2-Emissionen in Entwicklungs- und Schwellenländern tendenziell deut-

lich geringer sind als hierzulande.69 Eine solche stärkere Flexibilität darf andererseits nicht dazu 

führen, dass Art. 6-Maßnahmen zum Schwerpunkt der nationalen Klimaschutz-Politik werden und 

Klimaschutz hierzulande zu wenig stattfindet. Aber ein deutlich größeres Potenzial als 3 % sollte 

möglich sein, ohne dass daraus ein Ausweg für das Unterlassen von Klimaschutz hierzulande wird. 

Dabei sollte man sich allerdings darüber im Klaren sein, dass der bislang fehlende regulatorische 

Rahmen ein großes Hindernis ist. Ihn zu schaffen ist in jedem Fall prioritär, unabhängig davon, ob 

man die „3 %-Grenze“ etabliert oder mehr Flexibilität ermöglicht. Dazu gehört, dass Art. 6-Maß-

nahmen früher als mit dem Jahr 2036 voll greifen sollten. 

 

Über die so verstandene Technologie-Offenheit hinaus werden für einen solchen Ansatz weit mehr 

finanzielle Ressourcen benötigt, als sie der Staat zur Verfügung stellen kann. Klimaneutralität bis 

zur Jahrhundertmitte verlangt riesige Investitionen. Schätzungen dazu variieren, gehen aber durch-

gängig von mehreren Hundert Mrd. € pro Jahr und mehreren Billionen bis 2045 aus. Der Bundestag 

hat im September 2024 unter Bezug auf verschiedene Studien Größenordnungen von 500 Mrd. € 

jährlich und 13,3 Billionen € insgesamt bis 2045 genannt.70 Klimaschutz-Investitionen müssen zum 

großen Teil privat erfolgen müssen, zu ungefähr 90 %.71 Staatliche Förderung kann nur Anschub-

Charakter haben. Deswegen sollten schnellstmöglich und umfassend Anreize geschaffen werden, 

um privates Kapital für eine solche Technologie-Offensive zu mobilisieren.  

 

Die Option ambitionierte Technologie-Offensive ist unter den gegebenen Rahmenbedingungen 

ohne Alternative. Allerdings ist die Frage legitim, was geschehen sollte, wenn sie nicht oder nur 

teilweise gelingt, wenn sie absehbar nicht zur Klimaneutralität im Jahr 2045 führt. Bevor man 

sich aber einem Plan B zuwendet, sollte erst einmal alles unternommen werden, dass es nicht zu 

dazu kommt. Die notwendige Technologie-Offensive sollte nicht dadurch untergraben werden, 

dass man bereits über einen Plan B nachdenkt.

69 � Siehe dazu z. B. Dokumentation „Aspekte der CO2-Minderung“ des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages vom 7. Juli 2021

70 � Kurzinformation des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages „Zur Berechnung der Investitionskosten für die Energie-

wende“ (September 2024), S. 2 m. w. N.

71  KfW Research Nr. 395 vom 19. Juli 2022: „Öffentliche Investitionsbedarfe zur Erreichung der Klimaneutralität in Deutschland“, S. 2
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2. Weiter zunehmende Bedeutung von Klimaschutz-Klagen

Dabei könnten Klimaschutz-Klagen trendverstärkend sein; die neue Grundgesetz-Vorgabe „Klimaneut-

ralität bis 2045“ ist dafür ein guter Hebel. Die damalige Bundesaußenministerin Annalena Baerbock hält 

das ausdrücklich für möglich.72 Das Ziel dieser Klagen ist, gerichtlich bestimmte Klimaschutz-Maßnahmen 

durchzusetzen, für die es gerade keine parlamentarischen Mehrheiten gibt. Derartige Vorstöße hat es 

bereits auf der Grundlage des KSG-2021 gegeben und zu klagestattgebenden Urteilen des Verwaltungs-

gerichts Berlins und des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg geführt.73 Deren Entscheidungen 

wurden nur deswegen gegenstandslos, weil die maßgebliche Rechtsgrundlage – das KSG 2021 – im Jahr 

2024 novelliert wurde und somit nicht mehr galt.74

Dies würde die Entwicklung befördern, mit der Entscheidungen, die eigentlich von Regierungen und Parla-

menten getroffen werden sollten, in die Gerichtsbarkeit verlagert werden. Je weniger die Politik diese 

Aufgabe wahrnimmt, desto mehr öffnet sie Spielräume für Klimaschutz-Klagen und läuft damit Gefahr, nur 

noch eine quasi-notarielle Funktion bei der Umsetzung von Gerichtsurteilen zu haben, die zu bestimmten 

Klimaschutz-Maßnahmen verpflichten. Gegenüber der Wählerschaft trägt sie jedoch die politische 

Verantwortung für Entscheidungen, die nicht von ihr, sondern Gerichten getroffen wurden. Eine solche 

Entwicklung birgt erhebliche Risiken, da gegenüber den Wählerinnen und Wählern mit der Zeit der 

Eindruck entstehen kann, ihre Stimme habe zu wenig Bedeutung, weil eigentlich politische Entschei-

dungen tatsächlich von Gerichten getroffen werden.

3. �Einengung des politischen gesetzgeberischen Gestaltungs-
spielraums

Die Klimaschutz-Politik ist durch die vielfältigen rechtlichen Vorgaben, insbesondere umfassende euro-

päische und nationale Regulierungen in starkem Maße bereits darauf ausgerichtet, wie Klimaschutz im 

Detail umzusetzen ist. Ohnehin bestimmt und begrenzt das Staatsziel Klimaschutz den Gestaltungsspiel-

raum des Gesetzgebers.75

Fundamentale Veränderungen wie die weiter oben beschriebenen tektonischen Verschiebungen in Geo-

politik und Weltwirtschaft können dabei nur so weit berücksichtigt werden, wie sie der Priorität Klima-

schutz nicht entgegenstehen. Dies kann insbesondere zu einem Konflikt mit den Zielen internationaler 

Wettbewerbsfähigkeit und Vollbeschäftigung führen, wenn Klimaschutz-Auflagen dazu führen, dass 

die Angebotsbedingungen hierzulande nicht mehr konkurrenzfähig sind. Da Abschottung gegen die 

internationalen Märkte rechtlich und politisch nicht in Frage kommt, könnte es sehr schwierig werden, 

solche Zielkonflikte zu lösen.

72 � Focus online 26. März 2025: „Baerbock erläuterte, dass in der deutschen Verfassung jetzt auch das Ziel festgehalten sei, bis 2045 

klimaneutral zu sein. ‚Ich glaube, das ist eine wichtige Botschaft‘, sagte sie und machte ihre Ansicht deutlich, dass jedes Gesetz und 

alles, was in anderen Bereichen getan werde, von dieser Änderung im Grundgesetz beeinflusst sein wird. Wenn neue Straßen gebaut 

würden ‚oder was auch immer‘, dann könne das immer vor Gericht angefochten werden mit Blick darauf, wie es mit dem Ziel der Klima-

neutralität im Grundgesetz zusammenpasse, sagte sie.“

73  Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg vom 16. Mai 2024 (OVG 11 A 31 / 22)

74 � Das KSG-2024 ist wiederum Gegenstand von Verfassungsbeschwerden (1 BvR 2098 / 24 und 1 BvR 2113 / 24, siehe Homepage des 

Bundesverfassungsgerichts)

75  BVerfGE 157, 30, Rn 205 ff.
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4. �Drohen Zwangsmittel, falls Klimaschutz-Ziele nicht erfüllt 
werden (können)?

Diese Frage erscheint auf den ersten Blick absurd, sollte jedoch angesichts der eindeutigen Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts nicht von vornherein vom Tisch gewischt werden. Die Klima-Ziele des 

Pariser Abkommens, der EU und im nationalen Rahmen, vor allem des Klimaschutzgesetzes (KSG) sind 

eindeutig und rechtsverbindlich. Was ist die Konsequenz, wenn KSG-Jahresziele nicht erfüllt und dann 

verpflichtende Sofortprogramme nicht korrigierend wirken? Was geschieht, wenn Treibhausgas-Emissionen 

nur noch einen bestimmten jährlichen Umfang haben dürfen und nur noch eingehalten werden können, 

indem die wirtschaftlichen Aktivitäten reduziert werden und die Menschen ihre CO2-relevanten Ver-

haltensweisen einschränken müssen? In solchen Situationen können dann zumindest vorübergehend 

staatliche Zwangsmaßnahmen im Raum stehen. Auch diese Möglichkeit kann aus dem Klima-Beschluss 

des Bundesverfassungsgerichts abgeleitet werden.76

In eingeschränktem Maße gibt es dafür bereits historische Vorbilder. Als 1973 kurzfristig eine Öl-

Versorgungskrise ausbrach, wurden für einen begrenzten Zeitraum Tempo 100 auf den Autobahnen 

und autofreie Sonntage verordnet. Auch die Corona-Pandemie führte zu Einschränkungen, die sich unbe-

absichtigt, aber tatsächlich positiv auf die Klimaschutz-Bilanz der Pandemie-Jahre ausgewirkt haben.77

Verordnete Einschränkungen auf Grund besonders schützenswerter Güter wären also keine Neu

erfindung, sondern haben schon immer zum staatlichen Maßnahmen-Katalog gehört. Niemand will das 

eigentlich, um Klimaschutz-Vorgaben zu erfüllen, aber alle sollten sich darüber im Klaren sein, dass 

dies im Bereich des Möglichen liegt.

5. Fazit

Klimaschutz im Gerichtsweg, dadurch handlungseingeschränkte Parlamente und Regierungen sowie erst 

recht durch Zwangsmittel sind keine auf Dauer tragfähigen Lösungen. Deswegen besteht unter den 

aktuellen politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen keine Alternative zu einer nachdrücklichen, 

von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft getragenen Technologie-Offensive. Um den Slogan des ersten 

Clinton-Präsidentschaftswahlkampfes zu variieren, sollte es heißen: „It is the technologies, stupid.“

Die gesellschaftliche Akzeptanz einer solchen Technologie-Offensive dürfte die größte Herausforderung 

sein. Zwar zeigen Umfragen eine anhaltend stabile Unterstützung für die Ziele der Energiewende. 

Eine breite Mehrheit unterstützt das generelle Bestreben, die Treibhausgas-Emissionen zu senken und 

den Anstieg der Durchschnittstemperatur zu begrenzen. Geht es jedoch um konkrete Maßnahmen, die 

mit kurzfristigen Umstellungskosten, unbequemen Verhaltensänderungen oder heilbaren Umsetzungs-

mängeln verbunden sind, ist der Widerstand meistens groß, der dann medial und populistisch ausge-

schlachtet wird. Schon heute ist Klimaschutz nach der Migration das wichtigste Thema populistischer 

Parteien, die damit Macht erringen wollen, um sie zu ganz anderen Zwecken zu nutzen. Auch und gerade 

deswegen sollte daran gearbeitet werden, den zwingenden Weg zur Klimaneutralität mit mehr Flexi-

bilität zu verbinden, um nicht bei jeder vorübergehenden Abweichung vom Zielpfad gleich das ganz große 

juristische Besteck auszupacken, das mehr den Eindruck von Zwang als Verständnis für gesellschaft-

liche Vorbehalte erweckt.

76  BVerfGE 157, 30, Rn 120, 121, 185, 186, 192

77 � Siehe nur Max-Planck-Gesellschaft vom 14. Dezember 2020 „Corona-Pandemie führt zu einem Rekordrückgang der globalen CO2-

Emissionen“ unter Bezug auf Berechnungen des Global Carbon Projects – abrufbar unter mpg.de
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X. �Statt eines Fazits: Klimapolitik sollte sich 
viel mehr von KI unterstützen lassen

Am Schluss einer Studie stehen üblicherweise Zusammenfassung und Fazit. Jedoch wurde die Quint

essenz – Notwendigkeit einer Technologie-Offensive an allen Fronten – soeben sowie zu Beginn in Abstract 

und Executive Summary formuliert.

Deswegen wird mit einer Idee geschlossen, die sich angesichts der beschleunigten digitalen Disruption 

aufdrängt. Die Welt erlebt gerade den stürmischen Siegeszug der Künstlichen Intelligenz (KI), die in 

allen Bereichen zu frappierenden Veränderungen führt. Komplexe Aufgaben, für deren Lösung früher 

Stunden und Tage gebraucht wurden, erledigen KI-Modelle in wenigen Sekunden oder Minuten. Dazu 

bedarf es vor allem des Zugriffs auf umfassende Daten zu einem Thema.

Es ist wird immer deutlicher, dass uns die Klimapolitik mit all ihren Regulierungen und Imponderabilien 

über den Kopf wächst. Hinzu kommen unerwartete Wetter-Veränderungen sowie geopolitische und 

weltwirtschaftliche Entwicklungen mit gravierenden Folgen. Niemand durchschaut das alles, so dass 

allein darin eine Quelle für bedeutsame Fehler in politischem und unternehmerischem Handeln liegt.

Um Klarheit und strategischen Fokus zu gewinnen, sollte KI als Unterstützung herangezogen werden. Dazu 

müsste im Konsens der maßgeblichen politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stakeholder 

die Aufgabenstellung für die Erarbeitung einer kohärenten Klimapolitik mit dem Ziel der Klimaneutralität 

formuliert werden. Es sollte Einigkeit zwischen diesen Stakeholdern bestehen, dass die Empfehlungen 

der KI auch beherzigt werden. Ein solches KI-generiertes Programm hätte gegenüber jeder naturgemäß 

vom subjektiven Autorenblick geprägten Studie den Vorteil der größeren Objektivität.  Das wäre einmal 

ein Weg, die Energie- und Klimadiskussion aus ihrem Mix an Halbwahrheiten, Ideologien und Ver-

änderungsunwilligkeit zu befreien. Die Ergebnisse dürften überraschend und sicher für viele unbequem 

sein. Das sollte erst recht eine Motivation für die Nutzung von KI sein.
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